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Krise der Globalisierung
Ursachen und Folgen für die deutsche Industrie

Die deutsche Industrie hat erhebliche, weltweite Wertschöpfungsver-

flechtungen aufgebaut. Das sorgt für eine hohe Abhängigkeit von im-

portierten Vorleistungen und ausländischer Endnachfrage. Geopoliti-

sche Spannungen und die Reorganisation der Lieferketten verursachen 

Effizienzverluste und mindern den Wohlstand. Gestiegene Energiekos-

ten, die notwendige ökologische Transformation und die hohe Wettbe-

werbsfähigkeit der USA und China in digitalen Technologien sind zu-

sätzliche Herausforderungen. 

Die USA haben sich von einer ungezügelten Liberalisierung verabschiedet und stellen 
ihre nationalen Interessen in den Mittelpunkt. Mit dem ‚Inflation Reduction Act‘ 
(IRA) und anderen Programmen versuchen sie die inländische Industrie zu stärken 
und den Konflikt mit China um die globale Technologieführerschaft zu gewinnen. 
China arbeitet schon lange gezielt und durchaus erfolgreich an der technologischen 
und industriellen Entwicklung.

Deutschland und Europa müssen politisch dagegen halten, um die eigene Wettbe-
werbsfähigkeit und die industrielle Basis zu erhalten. Sonst könnte eine De-Industria-
lisierung in Gang gesetzt werden, verbunden mit heftigen sozialen Verwerfungen. Die 
Verteilungskämpfe, die durch die Globalisierung befördert wurden, verschärfen sich 
in der Krise der Globalisierung.

Kurz & bündig 

Deutschland international

Die Globalisierung ist in der Krise. Fi-
nanzkrise, Pandemie und Krieg lassen 
den Anteil der Ex- und Importe an der 
weltweiten Wirtschaftsleistung sta-
gnieren.

Das fordert die deutsche Ökonomie 
heraus: Sie ist in hohem Maße von im-
portierten Vorleistungen und ausländi-
scher Endnachfrage abhängig. Gleich-
zeitig investieren deutsche Unterneh-
men im Ausland. 2021 betrug der Be-
stand an Direktinvestitionen im Aus-
land 1,4 Billionen Euro.

Der Wettlauf um ökonomische und 
technologische Führerschaft

Mit der Idee eines „New Green Deal“ 
hat die USA mehrere große Program-
me zur Erneuerung der Infrastruktur 
und Subventionierung der Industrie 
aufgelegt. Damit sollen industriepoliti-
sche, ökologische und soziale Ziele er-
reicht werden.

China arbeitet schon seit Jahren syste-
matisch an seinem wirtschaftlichen 
Aufstieg. Bis 2049 will es die weltweit 
führende Industrienation werden.

Die europäische Antwort

Europa begegnet der Herausforderung 
ebenfalls mit umfangreichen Förder-
programmen. Ein Problem sind lang-
wierige Entscheidungsstrukturen. Es 
drohen wachsende geopolitische Span-
nungen und ein Subventionswettlauf.
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1. Globalökonomie im Krisenmodus

Die Finanzkrise im Jahr 2009, die Euro-Krise 2012, die Brexit-Ent-
scheidung 2016, der eskalierende Handelskonflikt zwischen den 
USA und China sowie der Europäischen Union seit 2017, der 
Ausbruch der Covid-Pandemie Anfang 2020 und schließlich der 
Angriffskrieg Russlands gegenüber der Ukraine mit den darauf 
folgenden Sanktionen haben zu einem massiven Anstieg der Ver-
unsicherung in der Weltwirtschaft beigetragen. Der für alle spür-
bare Klimawandel, der die Notwendigkeit der Transformation 
von Energieerzeugung, Güterproduktion und Verbrauch immer 
deutlicher macht, schürt existenzielle Zukunftsängste. Die 
Schockwellen kommen in immer kürzeren Abständen. Krise 
folgt nicht auf Krise. Sie überlagern sich und schwelen weiter. 

Der internationale Handel und das Wachstum haben sich verlang-
samt. Eine trotz verstärkter Regulierung immer noch fragile glo-
bale Finanzarchitektur, unterbrochene Lieferketten und Sanktio-

nen als Mittel geostrategischer Politik sowie klima- und energie-
politische Handlungszwänge lassen am Wohlstandsversprechen 
offener Märkte zweifeln. Hinzu kommt eine zunehmende unglei-
che Verteilung von Einkommen und Vermögen. Vor allem viele 
alt-industrielle Regionen, wie etwa der ‚Rust Belt‘ in den USA, 
wurden abgehängt. Die Globalisierung ist in die Krise geraten.

Wachstum und Marktöffnung verlangsamen sich

Sind die Sorgen über Wohlstandsverluste begründet? Die 
Wachstumsraten des globalen BIP — ein gängiger Maßstab für 
monetäre Wohlstandsgewinne — sind in den letzten 15 Jahren 
weltweit zwar gesunken. Dennoch ist das preisbereinigte mone-
täre Wohlstandsniveau — auch pro Kopf insbesondere in den 
Industrieländern und asiatischen Schwellenländern — weiter 
gewachsen. So lassen sich die Ängste nicht begründen. Sie be-
ruhen eher auf dem derzeitigen multiplen Krisengeschehen, 
geopolitischen Spannungen und ungleicher Verteilung.

Die Finanzkrise im Jahr 2009 führte zwar zu einem Verlust an 
Wirtschaftsleistung um 1,3 Prozent. Die Weltwirtschaft erholte 
sich jedoch im Anschluss. Die jährlichen Wachstumsraten er-
reichten Werte zwischen zwei und drei Prozent. Mit der Coro-
na-Pandemie im Jahr 2020 war ein BIP-Verlust von 3,1 Prozent 
verbunden, der den Einbruch des Jahres 2008 übertraf. Mit der 
raschen Erholung im Jahr 2021 (plus 5,9 Prozent) scheinen sich 
die jährlichen Zuwächse wieder zu normalisieren. Nach den 
plus 3,4 Prozent Wirtschaftsleistung im Jahr 2022 erwartet der 
Internationale Währungsfonds für das Jahr 2023 ein weiteres 
Plus um 2,9 Prozent. Das Wachstum wird damit unter dem Jah-
resmittel der Jahre 2000 bis 2019 von 3,8 Prozent liegen. 

Die Finanzkrise hat eine tiefe Kerbe nicht nur in die Dynamik der 
Finanz- sondern auch der globalen Handelsbeziehungen geschla-
gen. Der Offenheitsgrad der Globalökonomie (Anteil der Summe 
der Ex- und Importe am BIP) stagniert seit dieser Zeit bestenfalls. 
Die Stagnationsphase des globalen Handels verläuft synchron zu 
einer Phase schwächerer Wachstumsraten der Weltwirtschaft.

Die für das Jahr 2023 erwartete geringe Wachstumsrate der 
Globalökonomie in Höhe von 2,8 Prozent ist teilweise der 

n Das Wachstum der Globalökonomie hat sich nach einer 
Reihe kurz aufeinanderfolgender Krisen verlangsamt. Zu-
dem stagniert der Handelsanteil an der globalen Wirt-
schaftsleistung seit einigen Jahren. 

n Das Wohlstandsversprechen der Globalisierung wird zu-
nehmend bezweifelt, weil die Verteilung des Wohlstands 
immer ungleicher wird. Die Krise der Globalisierung ist 
zugleich eine Krise des ‚Laissez-faire‘.

n Die Spezialisierung und der Handel von Waren, Dienst-
leistungen und Kapital funktioniert in Friedenszeiten. Spe-
zialisierung führt allerdings zu Abhängigkeiten und macht 
erpressbar.

n Der Offenheitsgrad vieler Länder folgt im Großen und Gan-
zen dem globalen Trend: Er stagniert auf hohem Niveau. An-
ders verhält es sich in China: Dort ist der Handelsanteil am 
Bruttoinlandsprodukt seit einigen Jahren rückläufig und Er-
gebnis einer rasanten Industrialisierung, einer nur sehr zöger-
lichen Marktöffnung und der Importsubstitutionsstrategie.
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Zinswende der Zentralbanken geschuldet, die mit höheren 
Zinssätzen den anhaltend hohen Inflationsraten begegnen. 
Auch Russlands Krieg gegen die Ukraine und die damit verbun-
denen Sanktionen belasten weiterhin das Wachstum. Die leicht 
sinkenden, aber dennoch vergleichsweise hohen, globalen In-
flationsraten (2022: 8,7 Prozent, 2023: 7,0 Prozent, 2024: 4,8 
Prozent, 2017–19: 3,5 Prozent, IMF 2023a) mindern die Real-
einkommen und die Kaufkraft der privaten Haushalte und in 
Folge den Konsum.

Die Bemühungen der Zentralbanken, die Inflationsraten zu re-
duzieren und die damit verbundenen höheren Zinssätze, wer-
den hoch verschuldeten Staaten Probleme bereiten und auch 
private Investitionen deutlich einbremsen. Die Finanzmärkte 
müssen stabilisiert und die durch höhere Nahrungsmittel- und 
Energiepreise besonders belasteten Haushalte mit Mitteln der 
Fiskalpolitik gezielt unterstützt werden, um den Erholungspro-
zess von der Covid-Krise nicht zu gefährden.

Die Risiken und die Unsicherheiten bleiben hoch. In China 
dürfte sich die Situation durch das Ende der straffen Zero-Co-
vid-Politik verbessern. So hat sich das Geschäftsklima dort zu-
letzt auch erheblich aufgehellt.

Krise der Globalisierung ist Krise des ‚Laissez-faire‘

Der Trend geringerer Wachstumsraten und stagnierender Glo-
balisierung ist Folge der Krisen der letzten Jahre sowie der zu-
nehmenden Widerstände gegen eine voranschreitende Öffnung 
der Märkte. Seit vielen Jahrzehnten war die Grundhaltung 
neo-liberaler Ökonomen das herrschende Paradigma. Dazu 
gehörte auch die auf Adam Smith und David Ricardo zurück-
gehende Überzeugung, dass der Handel und die Spezialisierung 
der Länder auf die Waren, die sie wegen einer besseren Verfüg-
barkeit von Produktionsfaktoren zu (vergleichsweise) geringe-
ren Kosten herzustellen vermögen, den Wohlstand mehren.

Lange Zeit schien sich diese These gut belegen zu lassen. Und 
tatsächlich lässt sich nicht bestreiten, dass sich das Wohlstands-
niveau eines Großteils der Weltbevölkerung insbesondere in 
den Industrie- und in den Schwellenländern sehr dynamisch 
entwickelte. Was hier ausgeblendet wird, sind zum einen Fra-
gen der Gerechtigkeit, also wie der Wohlstand verteilt wird: 
Effizienzgewinne können zwar helfen, blanke Armut zu über-
winden, allerdings entscheiden politische Machtverhältnisse, 
Entlohnungssysteme sowie die Preisbildung auf den Güter- und 
Faktormärkten darüber, wer welchen Anteil bekommt. Zum 
anderen funktioniert der ungehinderte, wohlstandsmehren-
de Austausch von Waren, Dienstleistungen und Kapital nur, 
wenn die Länder friedlich koexistieren. Denn Spezialisierung 
führt zu Abhängigkeiten und macht erpressbar. — Eine Wahr-
heit, die mit Ausbruch der Corona-Pandemie und der Handels-
beschränkung bei medizinischen Produkten und schließlich 
mit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine und den 
darauffolgenden Sanktionen schmerzlich ans Licht gezerrt wur-

de. Dabei sind diese jüngsten Erfahrungen nicht neu. Seit Han-
del betrieben wird, prägen geo-strategisch motivierte Entschei-
dungen dessen Dynamik. Die Beschränkungen des internatio-
nalen Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs nehmen in 
jüngster Zeit allerdings wieder deutlich zu.

Die Globalisierung entwickelte sich nicht gleichmäßig, son-
dern in verschiedenen Phasen. Sowohl Irwin (2022) als auch 
der Internationale Währungsfonds (2023a) unterscheiden 
fünf Epochen. Zu den Treibern der Globalisierung, gemessen 
am Anteil der Ex- und Importe von Waren und Dienstleistun-
gen an der Weltwirtschaftsleistung, gehörten in der frühen Pha-
se der Industrialisierung (1870 bis 1914) Effizienzgewinne auf-
grund sinkender Transportkosten. Zwischen 1914 und 1945 
bremsten zwei Weltkriege und Protektionismus den Handel. Die 
Autoren bezeichnen diese Phase als ‚Zwischenkriegsphase‘, sie 
beinhaltet jedoch auch den Ersten und den Zweiten Weltkrieg. 
In der Bretton-Woods-Ära (1945–1980) begünstigte die Schaf-
fung internationaler Institutionen wie des IWF, der Weltbank 
und des GATT die Wiederbelebung des Güteraustauschs, ge-
folgt von der Liberalisierungsphase (1980–2008), die durch die 
Beseitigung von Handelsbarrieren gegenüber großen Schwel-
lenländer wie China sowie die Integration der früheren Sowjet-
union in die Globalökonomie geprägt war. Seit der Finanzkrise 
2008 haben sich die grenzüberschreitenden Handels- und Fi-
nanzbeziehungen deutlich verlangsamt (zu der Entwicklung 
nach dem Zweiten Weltkrieg sei auf die Wirtschaftspolitische 
Information Nr. 2 | 2018 verwiesen).

Tatsächlich stagniert der Anteil der Ex- und Importe an der 
globalen Wirtschaftsleistung seit etwa zwölf Jahren. Der Inter-
nationale Währungsfonds bezeichnet diese Epoche als ‚Slowba-
lization‘ (‚Verlangsamung der Globalisierung‘, IMF 2023b).

Dabei ist die Verlangsamung in den Ländern unterschiedlich 
ausgeprägt. Während sich der Handelsanteil am BIP in 
Deutschland, im Vereinigten Königreich, in Japan und in den 
USA seit der Finanzkrise in der Seitwärtsbewegung befindet, 
sinkt der Anteil in China. In dieser Trendumkehr zeigt sich die 
erfolgreiche Umsetzung der seit Jahren verfolgten nur sehr zö-
gerlichen Marktöffnung und Importsubstitutionsstrategie Chi-
nas. Die rasante Industrialisierung des Landes und das steigen-
de Pro-Kopf-Einkommen ermöglichen es, dass Produkte, die 
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vorher importiert wurden, nun vermehrt im Land selbst herge-
stellt und auch dort konsumiert und investiert werden.

So ist die Importquote bereits seit 2005 gesunken, die Export-
quote sinkt seit 2008, auch bedingt durch das schwächere 
Wachstum in den Zielländern. Die chinesische Wirtschaftsleis-
tung hat sich seit 2008 beinahe vervierfacht (plus 286 Prozent), 
und das Pro-Kopf-Einkommen (in Kaufkraftparitäten) ist seit 
der Finanzkrise (2008 bis 2021) um 150 Prozent gestiegen.

2. Internationale Spezialisierung und Wertschöp-

fungsverflechtung Deutschlands

Die deutsche Wirtschaft zeichnet sich im internationalen Ver-
gleich durch einen sehr hohen Grad an Offenheit aus. Exporte 
und Importe von Waren und Dienstleistungen entsprachen im 
Jahr 2021 einem Anteil von etwa 90 Prozent der gesamten 
Wirtschaftsleistung. Japan, das eine sehr ähnliche Wirtschafts-
struktur wie Deutschland hat, mit einem Wertschöpfungsanteil 
des Verarbeitenden Gewerbes an der gesamtwirtschaftlichen 
Bruttowertschöpfung von etwa 20 Prozent, kommt nur auf ei-
nen ‚Offenheitsgrad‘ von 37 Prozent. Störungen in den Liefer-
ketten, Preiserhöhungen bei den Vorprodukten und Absatz-
krisen in den Zielmärkten wirken sich spürbar auf die deut-
sche Wirtschaft aus. So problematisch die hohen Ex- und Im-
portquoten Deutschlands sind (Exportquote 38 Prozent, Im-
portquote 30 Prozent), die Handelsverflechtungen Deutsch-
lands trugen und tragen maßgeblich zum Wohlstand des Lan-
des bei. Der traditionelle Handelsbilanzüberschuss Deutsch-
lands deutet zudem auf eine hohe Wettbewerbsfähigkeit hin, 
die angesichts der relativ hohen Arbeitskosten je Stunde, näm-
lich Platz vier im europäischen Vergleich im Verarbeitenden 
Gewerbe (Herzog-Stein et al. 2022, S. 10), vor allem auf nicht-
preisliche Aspekte zurückgeführt werden kann.

Wettbewerbsvorteile bei Waren der M+E-Industrie

In der Warenstruktur des deutschen Außenhandels im Jahr 
2022 zeigt sich, in welchen Bereichen Deutschland vermutlich 
besonders hohe Wettbewerbsvorteile hat. So führen die Liste 
der Waren mit den höchsten Ausfuhrwerten, Produkte aus den 
Branchen Kraftwagen und Kraftwagenteile (245 Mrd. Euro), 
Maschinen (209 Mrd.), Chemie (163 Mrd.) und Pharma (121 
Mrd.), Datenverarbeitungsgeräte, elektrische und optische 
Erzeugnisse (133 Mrd.) sowie elektrische Ausrüstungen 
(108,5 Mrd.) an. Nach Berechnungen des sog. Revealed Compa-
rative Advantage (RCA-Index) durch den Sachverständigenrat 
(SVR) hat Deutschland tatsächlich im Kraftfahrzeug- und im 
Maschinenbau einen hohen komparativen Vorteil (SVR 2022).

Auffallend ist, dass es sich überwiegend um Wirtschaftszwei-
ge des fortschrittlichen verarbeitenden Gewerbes handelt, 
was mit relativ hohen Investitionen in Forschung und Entwick-
lung einhergeht. Darüber hinaus bieten insbesondere Unter-
nehmen des Maschinen- und Anlagenbaus maßgeschneiderte 
Lösungen an, die auch auf eine entsprechende weltweite Nach-
frage treffen. Bei den Einfuhren dominieren auf den ersten 15 
Plätzen ebenfalls Waren des High- und Middle-Tech-Segments. 
Darunter auch solche, deren Einfuhrwert höher ist als der Aus-
fuhrwert. Hier dürften die Herkunftsländer über einen relati-
ven Wettbewerbsvorteil gegenüber Deutschland verfügen. Platz 
eins nehmen DV-Geräte, elektrische und optische Erzeugnisse 
mit 148,5 Mrd. Euro ein. Auf Platz vier rangierten im vergange-
nen Jahr bereits die Einfuhren von Erdöl und Erdgas mit einem 
Einfuhrwert von 130 Mrd. Euro, was vor allem die Abhängig-
keit Deutschlands von Energierohstoffen deutlich macht.

n Die deutsche Wirtschaft zeichnet sich durch einen hohen 
Offenheitsgrad aus. Exporte und Importe machen zusam-
men etwa 90 Prozent der Wirtschaftsleistung aus. Deutsch-
land erzielt traditionell einen Handelsbilanzüberschuss.

n Unter den Top 15 Warenausfuhren befinden sich Waren 
von Branchen, die sehr forschungs- und entwicklungsinten-
siv sind; darunter die Hauptbranchen der M+E-Industrie.

n Die deutsche Wertschöpfung ist in einem hohen Maß von 
der ausländischen Nachfrage nach Endprodukten abhän-
gig, und der Export enthält einen wachsenden Anteil aus-
ländischer Wertschöpfung.

n Zweidrittel des deutschen Exportwertes verbleiben in 
Europa, aber die USA sind mit Abstand das wichtigste Be-
stimmungsland. China ist bezogen auf die Summe der Ex-
porte und Importe der wichtigste Handelspartner.

n Auch der größte Anteil der Direktinvestitionen Deutsch-
lands fließt zu 34 Prozent in die EU. Aber die USA sind 
das Top-Zielland der deutschen Direktinvestitionen.

n Ein knappes Viertel ausländischer Direktinvestitionen in 
Deutschland geht an das Verarbeitende Gewerbe (23,8 
Prozent) und hier vor allem in die Pharmazeutische In-
dustrie. Bei den deutschen Direktinvestitionen im Aus-
land beträgt der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes so-
gar ein gutes Drittel (34,4 Prozent). Die Liste der Top 10 
Branchen wird von der Automobilindustrie angeführt.
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Hohe Abhängigkeit deutscher Industriewertschöpfung von 
ausländischer Endnachfrage und Wertschöpfung

Der Blick in die Außenhandelsstatistik gibt nur einen unvoll-
ständigen Eindruck von der Einbindung der deutschen Wirt-
schaft in die Globalökonomie; denn sie liefert keine Informatio-
nen darüber, wie hoch der inländische bzw. ausländische 
Wertschöpfungsanteil an den deutschen Exporten und Im-
porten ist. Außerdem hängt die deutsche Bruttowertschöp-
fung, also der inländische Wert aller in Deutschland produ-
zierten Produkte und damit auch die inländischen Einkom-
men, mittlerweile zum Großteil von im Ausland nachgefrag-
ten Endprodukten ab. Ganz besonders hoch ist dieser Anteil in 
der Chemischen Industrie (77,6), der Metallerzeugung (74,3), 
bei den Sonstigen Fahrzeugen (72,6), aber auch in der Digital- 
und Elektroindustrie (72,0 und 64,5), im Maschinenbau (68,3) 
und im Fahrzeugbau (64,3 Prozent). Im Verarbeitenden Gewer-
be lag der Anteil im Jahr 2018 bei 60,1 Prozent, während er 
1995 nur 45 Prozent betrug. Innerhalb von 23 Jahren ist die Ex-
portabhängigkeit folglich deutlich gestiegen. Jedoch hat die Dy-
namik seit 2010 nachgelassen.

Ein zunehmender Anteil der ausgeführten deutschen Waren 
(und damit der darin enthaltenen Wertschöpfung) geht auf aus-
ländische Wertschöpfung in Form von Vorleistungen und 
Rohstoffen zurück und führt dazu, dass ein immer geringerer 
Anteil des Exportwertes Deutschlands die inländischen Einkom-
men mehrt. Produktion und somit Wertschöpfung wurde folg-
lich in das Ausland verlagert. So betrug der Anteil ausländischer 

Wertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe im Jahr 1995 nur 17 
Prozent und erreichte 2018 27,5 Prozent. Am kräftigsten stieg er 
bei den Kokerei- und Raffinerieprodukten von 28,9 auf 54,4 Pro-
zent sowie in der Metallerzeugung von 25 auf 42,5 Prozent. Al-
lerdings: Auch bei den ausländischen Wertschöpfungsanteilen 
an den Exporten hat sich seit 2010 kaum etwas verändert, viel-
mehr ist der Anteil sogar teilweise etwas gesunken. Dies könnte 
der ins Stocken geratenen Globalisierung geschuldet sein.

Europäische Länder sind die wichtigsten Handelspartner 
Deutschlands bei Ex- und Importen

Deutschland bedient eine breite Palette an Zielländern mit sei-
nen exportierten Waren. Aufgrund der räumlichen Nähe und 
der geringeren Transportkosten ist die historisch gewachsene 
wirtschaftliche Verflechtung mit — und Abhängigkeit von — 
den europäischen Partnern besonders intensiv. Etwa Zweidrit-
tel des Exportwertes verbleiben in Europa (2022, EU: 54 Pro-
zent, Nicht-EU: 14 Prozent). Das restliche Drittel geht mittler-
weile mit 16 Prozentpunkten nach Asien und mit 13 Prozent-
punkten nach Amerika. Die USA sind mit Abstand das wich-
tigste Zielland außerhalb Europas (Ausfuhrwert 2022: 156 
Mrd. Euro), gefolgt von Frankreich (116 Mrd. Euro). Auch bei 
den Herkunftsländern dominiert Europa mit knapp Zweidrit-
tel des Einfuhrwerts (64 Prozent). Das restliche Drittel kommt 
zu einem deutlich größeren Anteil, nämlich zu 24 Prozentpunk-
ten, aus Asien und nur zu neun Prozentpunkten aus Amerika.
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Wichtigstes außereuropäisches Herkunftsland ist China, das 
2022 Waren im Wert von 191,1 Mrd. Euro nach Deutschland 
einführte. China ist bezogen auf den Gesamtwert der Aus- und 
Einfuhren (297,0 Mrd. Euro im Jahr 2022; USA: 247,8 Mrd. 
Euro) das wichtigste Handelspartnerland außerhalb Europas. 
Der Handelswert reicht aber bei weitem nicht an den Gesamt-
wert des Handels heran, der Deutschland mit Europa (2,042 
Bill. Euro im Jahr 2022) bzw. mit der Europäischen Union 
(1,599 Bill. Euro) verbindet.

Intensive Direktinvestitionsbeziehungen Deutschlands in 
Europa und darüber hinaus mit den USA und China

Der Warenhandel und die Wertschöpfungsverflechtungen bil-
den nur einen Teil der internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
ab. Hinzu kommen grenzüberschreitende Investitionen, die 
entweder der reinen Finanzanlage dienen (Portfolioinvestitio-
nen) oder eine Beteiligung an Unternehmen, Zweigniederlas-
sungen und Betriebsstätten (Direktinvestitionen in Form von 
Krediten und Beteiligungskapital) zum Ziel haben. Der Unter-
schied besteht darin, dass bei den Direktinvestitionen Einfluss 
und Kontrolle über das Unternehmen ausgeübt werden sollen. 
Davon wird ausgegangen, wenn dem Investor unmittelbar min-
destens 10 Prozent oder mittelbar und unmittelbar zusammen 
mehr als 50 Prozent der Kapitalanteile oder Stimmrechte zuge-
rechnet werden können (Bundesbank, 2023a, S. 125). Grund-
sätzlich können bei den Direktinvestitionen Greenfield- und 
Brownfield-Investments unterschieden werden. Greenfield-In-
vestments betreffen den kompletten Neuaufbau eines Stand-
orts, während mit Brownfield-Investments Investitionen in be-
stehende Einheiten bezeichnet werden.

Die Entwicklung der deutschen Direktinvestitionsbestände und 
–transaktionen als Teil aller grenzüberschreitenden Forderun-
gen und Verbindlichkeiten spiegelt den Trend der deutschen 
Leistungsbilanz wider. Deutschland realisiert traditionell Leis-
tungsbilanzüberschüsse, d.h. Jahr für Jahr werden — per Saldo 
— mehr Forderungen gegenüber dem Ausland erworben als 
Verbindlichkeiten eingegangen. So übertreffen auch die Kapi-
talexporte (Forderungen) an Unternehmen im Ausland die Ka-
pitalimporte (Verbindlichkeiten) von Unternehmen im Inland. 

Im Zeitraum 2002 bis 2018 stiegen die Kapitalexporte insge-
samt kräftig an, um anschließend leicht zurückzugehen und 
sich im Jahr 2021 und 2022 auf höherem Niveau zu stabilisie-
ren. Im Jahr 2022 wurde ein Rekordüberschuss (125,5 Mrd. 
Euro) eingefahren, der sich aus leicht gesunkenen Kapitalex-
porten und einem kräftigeren Rückgang der –importe ergab. 
Als Teil der Direktinvestitionen fielen auch die Beteiligungen 
an ausländischen Unternehmen, waren aber angesichts des ris-
kanten Umfelds im Jahr 2022 relativ stabil.

Deutsche Unternehmen engagieren sich vor allem bei Unter-
nehmen im unmittelbaren europäischen Umfeld. So betrug 
der Bestand an Direktinvestitionen Ende 2021, der auf Unter-
nehmen in der Europäischen Union entfiel, etwa ein gutes Drit-
tel (488,7 Mrd. Euro; 34,3 Prozent) des Gesamtbestands von 1,4 
Bill. Euro (Europa insgesamt: 697,2 Mrd.; 49,0 Prozent). Unter 
den Top 10 Zielländern führt jedoch die USA mit knapp 409 
Mrd. Euro und befindet sich mit einem Anteil von 29 Pro-
zent nahezu auf Augenhöhe mit den Engagements in der ge-
samten EU. Auf Platz zwei in der Liste der Einzelländer folgt — 
mit deutlichem Abstand — Luxemburg (108,6 Mrd. Euro, nur 
etwa ein Viertel des Betrags, der in den USA investiert ist). 
Knapp dahinter liegt China (ohne Hongkong) mit einem Di-
rektinvestitionsbestand von etwa 102,7 Mrd. Euro (Anteil: 7 
Prozent) und in etwa auf selber Höhe — auf Platz vier — das 
Vereinigte Königreich mit 102,2 Mrd. Euro.

Auch bei den Herkunftsländern der Direktinvestitionen im 
Inland dominiert Europa. Das Ende 2021 im Vergleich zu den 
ausländischen Direktinvestitionen wesentlich kleinere Volu-
men von 615,3 Mrd. Euro kam zu knapp Zweidrittel (380,4 
Mrd. Euro; 62 Prozent) aus Mitgliedsländern der EU und zu 
78,2 Prozent aus Europa insgesamt. Luxemburg (127,6 Mrd. 
Euro; 20,7 Prozent) und die Niederlande (108,3 Mrd. Euro; 17,6 
Prozent) besetzten die Plätze eins und zwei, gefolgt von den 
Vereinigten Staaten (66,9 Mrd. Euro; 10,9 Prozent). Weit abge-
schlagen sind die Direktinvestitionsbestände in Deutsch-
land, die auf Investoren mit Sitz in China zurückgeführt wer-
den können. Ende 2021 summierten sich die Engagements auf 
4,6 Mrd. Euro und damit auf nur 0,8 Prozent aller Direktinves-
titionen in Deutschland. Das Engagement chinesischer Inves-
toren in Deutschland ist damit signifikant kleiner als das Inte-
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resse deutscher Investoren in China. Letzteres übertraf mit ei-
nem Bestand von 102,7 Mrd. Euro Ende 2021 um das 22-Fache 
die chinesischen Direktinvestitionen in Deutschland. 

Ein knappes Viertel (23,8 Prozent) aller ausländischen Direkt-
investitionen in Deutschland entfiel auf das Verarbeitendene 
Gewerbe (145,6 Mrd. Euro von insgesamt 615,3 Mrd. Euro). Et-
was mehr, nämlich ein Drittel der ausländischen Direktinvesti-
tionen (33,7 Prozent) konzentrierte sich auf die Erbringung von 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen. Bei den Investitio-
nen in das Verarbeitende Gewerbe waren es Ende 2021 vor al-
lem die Pharmaindustrie, der Maschinenbau, die Herstellung 
von elektrischen Ausrüstungen und die Herstellung von Mess- 
und Kontrollgeräten, die einen Großteil des Bestands auf sich 
vereinigten.

Umgekehrt verhält es sich bei den Auslandsengagements. Der 
weitaus größere Bestand von 1,4 Bill. Euro Direktinvestitio-
nen im Ausland entfiel Ende 2021 zu einem guten Drittel auf 
das Verarbeitende Gewerbe (490 Mrd. Euro; 34,4 Prozent), ge-
folgt vom Finanzsektor (24,5 Prozent) und vom Handel, In-
standhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen (16,5 Pro-
zent) sowie weiteren Dienstleistungssektoren. Ein Blick auf das 
Verarbeitende Gewerbe zeigt, dass die Direktinvestitionen in 
Branchen gehen, die gleichzeitig die exportstärksten deutschen 
Branchen sind. Auf den ersten drei Plätzen liegen die Topsel-

ler Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen, die 
Herstellung von chemischen Erzeugnissen und der Maschi-
nenbau, mit dem kleinen Unterschied, dass die Chemische In-
dustrie bei den Direktinvestitionen auf Platz zwei und bei den 
Ausfuhren auf Platz drei hinter dem Maschinenbau liegt. Hier-
bei handelt es sich um ausländische Tochterfirmen, die für den 
jeweiligen Markt produzieren, aber auch Unternehmen der sel-
ben Branche, die Zulieferteile oder Endprodukte, etwa be-
stimmte Modelltypen in der Automobilindustrie, nach 
Deutschland exportieren.

Der Automobilbereich dominiert folglich sowohl die Waren-
ausfuhren als auch die Direktinvestitionen deutscher Unter-
nehmen im Ausland, zumal zu den Direktinvestitionen in den 
ausländischen Automobilsektor (107,8 Mrd. Euro; 7,6 Prozent 
aller Direktinvestitionen) Investitionen in den Handel, Instand-
haltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen (235,6 Mrd. Euro) 
hinzu kommen, die 16,5 Prozent aller Direktinvestitionen aus-
machen. Insgesamt summieren sich die Direktinvestitionen mit 
einem Bezug zur Automobilindustrie demnach beinahe auf ein 
Viertel (24,1 Prozent) des gesamten Direktinvestitionsbestands 
Ende 2021.

Nach einer ersten Einschätzung der weltweiten Direktinves-
titionsströme im Jahr 2022 durch die Konferenz der Verein-
ten Nationen für Handel und Entwicklung (UNCTAD) 
scheint im Gesamtjahr die Zahl der angekündigten Projekte 
zur Neuansiedlung von Unternehmen trotz der zunehmen-
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den Unsicherheiten um sechs Prozent höher als im Vorjahr 
zu sein (Bundesbank 2023b). Für Deutschland zeigt die Zah-
lungsbilanz 2022, dass zwar die Direktinvestitionen im Ausland 
etwas zurückgegangen sind. Durch die noch etwas stärker ge-
sunkenen Direktinvestitionen im Inland stieg der Nettokapital-
export mit 125,5 Mrd. Euro auf einen Höchstwert. Weiterhin 
wurde am meisten in Europa investiert (70 Prozent der Direkt-
investitionen, 60 Prozent im Euroraum). Darüber hinaus flos-
sen Direktinvestitionen in nennenswertem Umfang in die bis-
herigen wichtigsten außereuropäischen Handelspartner USA 
(19 Mrd. Euro) und China (11,5 Mrd. Euro).

3. USA: Mit Industriepolitik Technologieführerschaft

und geopolitische Führungsrolle verteidigen

USA sind wichtigstes Zielland für deutsche Exporte

der M+E-Industrie

Die intensiven Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA und 
Deutschland sind eine wichtige Quelle für den deutschen 
Wohlstand. Stabile Beziehungen mit dem wichtigsten Zielland 
deutscher Ausfuhren außerhalb Europas haben einen hohen 
Stellenwert für die Sicherung von Einkommen und Beschäfti-
gung. Mit 156 Mrd. Euro führten die USA die Liste der zehn 
wichtigsten Ausfuhrländer an. Im bilateralen Handel erzielt 
Deutschland seit Jahren einen Überschuss. Der Ausfuhrwert 
übersteigt den Wert der eingeführten Waren.

Unter den zehn Top-Exportwaren befinden sich neben phar-
mazeutischen und chemischen Erzeugnissen ausschließlich 
Produkte der Metall- und Elektroindustrie. Kraftwagen und 
Kraftwagenteile (34,0 Mrd. Euro im Jahr 2022) führen die 
Liste an, gefolgt von Maschinen (26,4 Mrd. Euro). Der Ex-
portüberschuss ist bei Waren der Automobilindustrie mit 25,2 
Mrd. Euro am höchsten. Handelsdefizite werden nur bei den 
Sonstigen Fahrzeugen (Luft- und Raumfahrt, Schienenfahrzeu-
ge und Schiffe) sowie bei den sonstigen Waren eingefahren.

Zwar geht ein Großteil der deutschen Wertschöpfung auf die 
EU-Endnachfrage nach deutschen Produkten zurück (EU 
27), die Bedeutung der EU als Zielregion deutscher Waren ist 
jedoch in den letzten 23 Jahren spürbar gesunken. 1995 betrug 
der Anteil deutscher Wertschöpfung, die durch die Endnach-
frage aus Mitgliedsstaaten der EU entstand, 46,4 Prozent (EU 
27). Im Jahr 2018 entfielen noch knapp 40 Prozent der Wert-
schöpfung auf die Endnachfrage der Europäischen Union (38,8 
Prozent, EU 27). Die US-amerikanische Endnachfrage nach 
deutschen Waren sicherte im Jahr 2018 immerhin etwa zwölf 
Prozent der Deutschen Wertschöpfung und übertraf damit 
den Anteil, der auf unseren wichtigsten außereuropäischen 
Handelspartner China entfiel (8,9 Prozent).

Dabei hat sich an der Bedeutung der USA — abgesehen von ih-
rem zwischenzeitlichen Höchststand im Jahr 2000 von 16,6 
Prozent — für die Entstehung von Einkommen in Deutschland 
in den letzten 23 Jahren kaum etwas verändert. Allerdings stieg 
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n Deutschland führt vor allem Waren der Metall- und Elektro-
industrie in die USA aus. Ein hoher Anteil der deutschen 
Wertschöpfung kann auf US-amerikanische Endnachfrage 
zurückgeführt werden. Auch ein Großteil der Wertschöp-
fung deutscher Exporte geht auf Vorleistungen aus den USA 
zurück.

n  Die Wertschöpfungsanteile Chinas reichen sowohl bei der 
Endnachfrage und als auch bei den Vorleistungen nicht an 
die USA heran.

n Ähnlich verhält es sich bei den bilateralen Direktinvestiti-
onsbeziehungen: Der Bestand an deutschen Direktinvesti-
tionen in den USA ist beinahe vier Mal so hoch wie in Chi-
na und auch die US-Direktinvestitionen in Deutschland 
(2021: 66,9 Mrd. Euro) übersteigen um ein Vielfaches das 
chinesische Engagement (2021: 4,6 Mrd. Euro, siehe Ab-
schnitt 4, S. 13ff).

n Allerdings ist die Bedeutung Chinas als Handelspartner 
nicht zu unterschätzen, da Deutschland insbesondere auf 
den Bezug kritischer Vorprodukte aus China angewiesen 
ist und damit eine hohe Abhängigkeit besteht (siehe hierzu 
Abschnitt 4, S. 13ff).
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der Anteil Chinas ausgehend von einem niedrigen Niveau in 
Höhe von 1,4 Prozent im Jahr 1995 kontinuierlich auf beinahe 
neun Prozent im Jahr 2018.

Unter den Branchen, deren Wertschöpfung am meisten von 
der US-amerikanischen Endnachfrage profitieren, befinden 
sich die Top-Branchen der in die USA ausgeführten Waren.

Allerdings fällt hier die Automobilindustrie etwas zurück auf 
Rang vier. Die ersten Plätze werden von den pharmazeutischen 
Erzeugnissen, der Herstellung von DV-Geräten, Elektronik und 
Optik sowie von der Metallerzeugung besetzt. Abgesehen von 
der pharmazeutischen Industrie, deren Wertschöpfung sich zu 
etwa 25 Prozent auf Endnachfrage aus der USA zurückführen 
lässt, unterscheiden sich die Anteile der nachfolgenden Bran-
chen kaum und liegen um bzw. bei etwas mehr als zehn Pro-
zent. Auffällig ist, insbesondere im Unterschied zu vielen ande-
ren Branchen, dass der Anteil der US-amerikanischen End-
nachfrage an der Wertschöpfung der Elektronik-Branche (Her-
stellung von DV-Geräten, Elektronik und Optik), seit 1995 
spürbar gestiegen ist.

Auch die Wertschöpfungsanteile an den deutschen Waren- 
und Dienstleistungsexporten (Vor- und Endprodukte), die 
auf die USA entfallen, sind in den letzten 23 Jahren nahezu 
gleich geblieben. Auf die USA entfielen im Jahr 2018 9,2 Pro-
zent der gesamten ausländischen Wertschöpfungsanteile an 
den deutschen Bruttoexporten. Im selben Zeitraum stieg der 

Wertschöpfungsbeitrag Chinas, blieb aber hinter dem Anteil 
der USA zurück. Während 1995 nur 1,1 Prozent der gesamten 
ausländischen Wertschöpfungsanteile am deutschen Ausfuhr-
wert aus China stammte, betrug dieser Anteil zuletzt im Jahr 
2018 7,2 Prozent.

Im Vergleich dazu folgte der Wertschöpfungsanteil, der auf 
wichtige europäische Handelspartner wie Frankreich, Italien 
und das Vereinigte Königreich entfiel, einem fallenden Trend. 
Seit der Finanzkrise im Jahr 2008 stabilisierten sich die Anteile 
Frankreichs und Italiens auf einem niedrigeren Niveau, während 
der Beitrag des Vereinigten Königreichs weiter zurück ging.

Bezogen auf die beiden Exportschlager Deutschlands, Auto-
mobile sowie Maschinen und Anlagen, zeigt sich im Jahr 
2018 ein ähnliches Muster. Der größte Anteil ausländischer 
Wertschöpfung am Bruttoexport entfällt auf die Europäische 
Union. In der Automobilindustrie entfällt etwas mehr als die 
Hälfte (53,4 Prozent) der etwa 27 Prozent ausländischer Wert-
schöpfung auf die Europäische Union (EU 27).

Im Maschinenbau beträgt der Anteil 46,6 Prozent (von insge-
samt 24,7 Prozent ausländischer Wertschöpfung). Der Anteil 
der USA liegt mit 7,3 Prozent in der Automobilindustrie und 
8,4 Prozent im Maschinenbau unter dem Gesamtdurchschnitt. 
Der Anteil Chinas übertrifft den US-Anteil im Maschinenbau 
mit 9,0 Prozent und liegt nur knapp unter dem US-Anteil in der 
Automobilindustrie mit 6,6 Prozent.
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Direktinvestitionen Deutschlands und der USA gehen vor allem
 in das Verarbeitende Gewerbe und in den Finanzsektor

Das Engagement deutscher Investoren in den USA hat sich im 
Zeitraum 2010 bis 2021 sehr kräftig entwickelt. Der Gesamtbe-
stand der Direktinvestitionen legte um knapp 80 Prozent zu. 
Zwar brach der Direktinvestitionsbestand im Krisenjahr 2020 
im Vergleich zum Vorjahr um 59,2 Mrd. Euro ein, dieser Rück-
gang konnte aber bereits im darauffolgenden Jahr mehr als aus-
geglichen werden.

Auf niedrigerem Niveau, aber einem kontinuierlichen Auf-
wärtstrend folgend, entwickelten sich die Bestände in China. 
Von 2010 bis 2021 stiegen die Bestände um 254,1 Prozent, also 
um das Dreieinhalbfache.

Die intensiven Handels- und Wertschöpfungsverflechtungen 
zwischen Deutschland und den USA zeigen sich auch in einer 
sehr engen Kapitalverflechtung. Dabei ist der Bestand deut-
scher Direktinvestitionen in den USA Ende 2021 mit 408,9 Mrd. 
Euro sechs Mal so hoch wie das Volumen der US-amerikani-
schen Direktinvestitionen in Deutschland (66,9 Mrd. Euro). Die 
Struktur des finanziellen Engagements deutscher Investoren in 
den USA ähnelt sehr stark dem generellen Interesse deutscher 
Beteiligungen im Ausland. Ein Großteil, nämlich etwas mehr 
als ein Drittel (35,0 Prozent), fließt (unmittelbar) in das Ver-
arbeitende Gewerbe, wobei die Branchen Chemie, Herstellung 
von DV-Geräten, Elektronik und Optik, Pharmazeutische Er-
zeugnisse sowie der Maschinenbau und Automobil hierbei eine 
große Rolle spielen. Darüber hinaus engagieren sich deutsche 
Investoren in den USA sehr stark im Finanzsektor (36,2 Pro-
zent) aber auch im Handel (11,9 Prozent) und im Bereich Infor-
mation und Kommunikation (7,8 Prozent). US-Direktinvesti-
tionen in Deutschland haben einen deutlich geringeren (un-
mittelbaren) Anteil im Verarbeitenden Gewerbe (17,1 Pro-
zent), und zeigen dafür ein größeres Engagement im Finanzsek-
tor (52,2 Prozent) sowie bei den Holding-Gesellschaften (18,6 
Prozent). Diese können allerdings ihrerseits Beteiligungen an 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes halten, womit die 
Investoren mittelbar dort engagiert sein können.

Inflation Reduction Act – mit Industrie-, Energie- und Klimapo-
litik inländische Produktion erneuerbarer Energien stärken, 
bezahlbare Gesundheitsversorgung fördern, das Staatsdefizit 
reduzieren und die Inflation bekämpfen
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n Die USA vollziehen mit der industrie- und handelspoliti-
schen Agenda der Biden-Administration einen Paradig-
menwechsel: Nicht mehr der Markt, sondern die Politik 
gibt die Richtung vor. Mit einer strategischen, proaktiven 
Industriepolitik soll der energie- und klimapolitische 
Wandel sozial gerecht und nachhaltig gestaltet werden.

n Kern der Strategie ist der ‚Inflation-Reduction-Act‘. Ge-
plant ist ein Investitionsvolumen für Klima und Energie 
im Umfang von 391 Mrd. US Dollar. Der größte Anteil 
geht in die Förderung der treibhausgasfreien Energieer-
zeugung mit 161 Mrd. US Dollar. Da die Ausgaben nicht 
gedeckelt sind, könnten sie sich auf über 800 Mrd. Euro 
verdoppeln.

n Über eine Basisförderung hinaus gibt es weitere Steuerver-
günstigungen für Investitionen, wenn dadurch unter an-
derem gut bezahlte, hochwertige Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze entstehen oder strukturschwache Kommunen 
und Regionen begünstigt werden.

n Durch die Steuergutschriften sinken insbesondere die 
Kosten für die Erzeugung von erneuerbarer Energie, was 
den Industriestandort USA deutlich attraktiver macht und 
Investitionsprojekte in die USA umlenken könnte. Eine 
Abschätzung dieser Umlenkungswirkung ist derzeit kaum 
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Nicht erst mit der Amtsübernahme von Donald Trump im Jahr 
2017 wurden die jahrzehntelang überwiegend harmonischen 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA und Europa eini-
gen Belastungen ausgesetzt. Bereits davor gab es allerdings auch 
Missstimmungen zwischen den USA und Deutschland wegen 
des Handels- und Leistungsbilanzüberschusses Deutsch-
lands gegenüber den USA und der straffen Finanzpolitik der 
Deutschen insbesondere nach der Finanzkrise 2008, die nicht 
zur Beseitigung des Ungleichgewichts in der Leistungsbilanz 
beitrug (Wirtschaftspolitische Information Nr. 2 | 2018).

Der Republikaner Donald Trump machte sich während des 
Wahlkampfs zu einem vermeintlichen Fürsprecher der ‚hart ar-
beitenden amerikanischen Mittelschicht‘, die aufgrund einer 
ungezügelten Liberalisierung und Globalisierung massiven Ar-
beitsplatzverlusten insbesondere in der Industrie ausgesetzt war 
(Wirtschaftspolitische Information Nr. 2 | 2018). Ihre Stimmen 
verhalfen ihm zum Wahlsieg. Mit seinem Wahlslogan ‚America 
First‘ stellte er nationale Interessen in den Mittelpunkt der auf 
die Wahl folgenden vierjährigen Amtszeit. Die Kündigung und 
Neuverhandlung des Nordamerikanischen Freihandelsab-
kommens NAFTA und die Zoll-Eskalationen gegenüber China 
und Europa sollten das Handelsbilanzdefizit der USA gegen-
über diesen Handelspartnern reduzieren und Wertschöpfung 
sowie Arbeitsplätze in den USA schaffen. Gleichzeitig eskalierte 
der Konflikt zwischen den USA und China um die Technolo-
gieführerschaft und den Schutz geistigen Eigentums, indem 
die US-Investitionskontrollen verschärft und im Jahr 2019 Lie-
ferverbote für Technologielieferanten zum Beispiel für Halblei-
terchips für Huawei eingeführt wurden (Korfanty-Schiller et al. 
2022). Dabei verfolgen nicht nur die USA, sondern auch China 
eine Decoupling-Strategie (Entflechtungsstrategie) mit exter-
ritorialer Wirkung auf europäische Unternehmen, weil diese 
sich gezwungen sehen, die Sanktionen zu beachten.

Aus der verlorenen Präsidentschaftswahl haben die Demokra-
ten ihr Schlüsse gezogen. Mit der Idee eines ‚New Green Deal‘ 
(nach dem Vorbild des New Deal von Präsident Roosevelts in 
den 30er Jahren) griff Joe Biden im US-Wahlkampf 2020 die 
lange vernachlässigten Sorgen der US-amerikanischen Mittel-
schicht auf, indem er ein massives Investitionsprogramm der 
grünen und sozial gerechten Erneuerung versprach, das gleich-
zeitig die klimapolitischen Ziele verwirklichen, die Gesund-
heitsversorgung verbessern und gute Arbeitsplätze in den USA 
sichern sollte. Präsident Biden plante unter dem Titel ‚Build 
Back Better‘ massive Infrastrukturinvestitionen, die dieses Ver-

sprechen erfüllen sollten. Das Vorhaben wurde 2021 und 2022 
nach intensiven Debatten im Kongress in reduzierter und refor-
mierter Version in zwei große Gesetzespakete (‚Infrastructure 
Investment and Jobs Act‘, 10. August 2021, und ‚Inflation Re-
duction Act‘, 16. August 2022) gegossen, die das Potenzial ha-
ben, die Handels- und Finanzbeziehungen der USA grundle-
gend zu verändern. Die Wirkung wird verstärkt durch den in-
dustriepolitisch motivierten Chips and Science Act, der vor 
dem Hintergrund des Halbleitermangels und mit dem Ziel, die 
Technologieführerschaft gegenüber China zu verteidigen, ent-
stand und von Präsident Biden am 9. August 2022 unterzeich-
net wurde. Er hat ein Volumen von etwa 280 Mrd. US-Dollar 
und widmet sich vor allem der Förderung der Halbleiterent-
wicklung und –produktion in den USA (White House Fact 
Sheet: Chips and Science Act, 2022).

Seit seiner Unterzeichnung durch US-Präsident Biden am 16. 
August 2022 beschäftigt vor allem der ‚Inflation Reduction 
Act‘ (‚Gesetz zum Abbau der Inflation‘, IRA) eine Vielzahl 
von Experten mit der Frage nach dessen Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der USA, den Handel und die Investiti-
onsströme zwischen den USA und ihren Partnerländern. Das 
Gesetzespaket soll dazu beitragen, die USA ihrem Ziel näher zu 
bringen, bis 2030 die US-amerikanische Emission von Treib-
hausgasen um 50 Prozent unter das Niveau des Jahres 2005 zu 
drücken. Insofern ergänzt und schreibt es Elemente seines Vor-
läufers aus dem Jahr 2021 fort: dem ‚Infrastructure Invest-
ment and Jobs Act‘ (‚Gesetz zur Förderung von Infrastruk-
turinvestitionen und Beschäftigung‘, IIJA). Es wird erwartet, 
dass die USA mit den Maßnahmen bis 2030 eine Treibhausgas-
reduktion um etwa 40 Prozent unter das Ausgangsniveau im 
Jahr 2005 erreichen werden (White House, 2023). 

Doch den IRA allein auf das klimapolitische Ziel zu reduzieren 
wäre zu kurz gesprungen. Das klimapolitische Ziel wird um ei-
ne industriepolitische Agenda mit dem Ziel der Stärkung der 
US-amerikanischen Wettbewerbsfähigkeit ergänzt. Dem IRA 
kommt deswegen auch eine geostrategische Bedeutung zu. 
Durch die Ausgestaltung des Förderinstrumentariums soll si-
chergestellt werden, dass „die Vereinigten Staaten — angetrie-
ben durch die amerikanischen Arbeiter — der globale Führer in 
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möglich, da auch die Europäer entsprechende Förderpro-
gramme beschlossen haben und versuchen, die Energie-
preise auf niedrigem Niveau zu fixieren oder zu mindern.

n Der zeitgleich mit dem IRA beschlossene industriepoli-
tisch motivierte ‚Chips and Science Act‘ soll vor allem die 
Technologieführerschaft gegenüber China verteidigen und 
hat ein Volumen von etwa 280 Mrd. US Dollar.
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sauberer Technologie, Produktion und Innovation bleiben‘ 
(White House, 2023, p. 5).

Kern der Agenda ist der Aufbau von vollständigen Wertschöp-
fungsketten für klimafreundliche Technologien in den USA, an-
gefangen bei kritischen Mineralien bis zu effizienten Endgerä-
ten und Recycling, um international — vor allem von China 
und Russland — unabhängiger zu werden. Viele Förderinstru-
mente werden deswegen an Local-Content-Bedingungen ge-
knüpft, die dafür sorgen sollen, dass die Wertschöpfung und die 
Arbeitsplätze in den USA entstehen. Diese Bedingungen versto-
ßen gegen WTO-Regularien. Darüber hinaus ist die Gewäh-
rung von bestimmten zusätzlichen Steuervergünstigungen über 
eine ‚Basisförderung‘ hinaus an die Schaffung und Sicherung 
von ‚Guter Arbeit‘ im Sinne von gut bezahlten, hochwertigen 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen gebunden. Dem Ziel, den 
ökologischen Umbau sozial gerecht zu gestalten, kommt die be-
sondere Förderarchitektur des IRA auch insofern entgegen, als 
zusätzliche Steuervergünstigungen gewährt werden, wenn die 
Investitionen strukturschwachen bzw. finanzschwachen Kom-
munen mit einer hohen Armutsquote und einem niedrigeren 
mittleren Familieneinkommen zu Gute kommen. Das gilt auch, 
wenn die Investitionen in Kommunen getätigt werden, in wel-
chen seit 1999 Bergwerke oder seit 2009 Kohlekraftwerke ge-
schlossen wurden, oder seit 2009 viele Arbeitsplätze im Zu-
sammenhang mit fossilen Brennstoffen verloren gingen (White 
House IRA Guidebook, DIW Wochenbericht 2023).

Zur Finanzierung der Maßnahmen beinhaltet der IRA neben 
einem verbesserten Steuervollzug auch Steuererhöhungen. So 
wird ein Mindeststeuersatz von 15 Prozent bei der Unterneh-
menssteuer für große Unternehmen eingeführt. Zur Haushalts-
entlastung trägt darüber hinaus auch die Reform der Bepreisung 
von Medikamenten bei, der es der öffentlichen Krankenversi-
cherung (Medicare) erlaubt, Preise direkt mit den Herstellern zu 
verhandeln. Insgesamt stehen den energie- und klimapoliti-
schen Ausgaben über 391 Mrd. US-Dollar und den Gesund-
heitsausgaben von 108 Mrd. US-Dollar (Summe: 499 Mrd. US- 
Dollar) Einsparungen im Gesundheitsbereich in Höhe von 281 
Mrd. US-Dollar und zusätzliche Steuereinnahmen von 457 Mrd. 
US-Dollar gegenüber (Summe der Einsparungen und Mehr-
einnahmen: 738 Mrd. US-Dollar). Damit soll sich über einen 
Zeitraum von 10 Jahren das Haushaltsdefizit per Saldo um 238 
Mrd. US-Dollar reduzieren (CBO-Schätzung, September 2022).

Der größte Anteil des IRA-Fördervolumens von 391 Mrd. 
US-Dollar geht in die treibhausgasfreie Energieerzeugung 
mit 161 Mrd. US-Dollar. Dabei handelt es sich nur um Schät-
zungen des Haushaltsbüros des Kongresses (Congressional 
Budget Office (CBO)), denn es gibt keine Deckelung der För-
derprogramme. Die Fördersumme könnte also auch übertrof-
fen werden. Hierunter fallen Steuergutschriften für Investitio-
nen in Solaranlagen und Energiespeicher, aber auch die För-
derung von Wind- und Kernenergie. Das Verarbeitende Ge-
werbe profitiert bei der Finanzierung fortschrittlicher Produk-

tionssysteme. Steueranreize zum Erwerb von Elektrofahrzeu-
gen und Unterstützung bei der Finanzierung von Elektrolade-
säulen begünstigen den Verkehrssektor. Darüber hinaus wer-
den klimafreundliche Technologien wie die grüne Wasserstoff-
produktion und die Erzeugung von nachhaltigen Treibstoffen 
für die Luftfahrt gefördert sowie Steuergutschriften für die Ab-
scheidung von Kohlendioxid gewährt. Das Fördervolumen des 
IRA wird ergänzt durch die bereits im IIJA vorgesehen Ausga-
ben für Klima und Energie.

In einer BCG-Analyse wird der Investitionsbetrag des IIJA für 
diesen Zweck auf 110 Mrd. US-Dollar (ein Fünftel des gesam-
ten Investitionsvolumens von 550 Mrd. US-Dollar) geschätzt. 
Darin enthalten: die Förderung des Ausbaus eines Ladenetzes 
für Elektrofahrzeuge und die Subventionierung von elektri-
schen Schulbussen (White House, Fact Sheet: Bipartisan Infra-
structure Investment and Jobs Act, 2021). Somit fließen insge-
samt etwa 500 Mrd. US-Dollar über einen Zeitraum von 10 
Jahren in die Förderung von Investitionen in Klima und 
Energie (BCG 2022).

Nach frühen Berechnungen der Credit Suisse könnten sich die 
erwarteten — nicht gedeckelten — energie- und klimapoliti-
schen Ausgaben im Rahmen des IRA in Höhe von etwa 400 Mrd. 
US-Dollar über den Zeitraum von 10 Jahren auf über 800 Mrd. 
US-Dollar verdoppeln (Credit Suisse 2022). Zusammen mit den 
induzierten privaten Investitionen und grünen Finanzierungs-
programmen schätzen die Analytiker der Credit Suisse, dass sich 
die Gesamtausgaben auf beinahe 1,7 Bill. US-Dollar summie-
ren werden. Auch entsprechend einer Studie von Jesse Jenkins 
wird der ökologische Umbau der US-Wirtschaft einen gewalti-
gen Investitionsschub auslösen, verbunden mit der Schaffung in-
ländischer Wertschöpfung und Arbeitsplätze (Jenkins, 2022).

Allein im Energiesektor werden nach dieser Schätzung bis 
2030 1,7 Mill. zusätzliche Arbeitsplätze entstehen, im Verar-
beitenden Gewerbe 950 Tausend (Jenkins, 2022). Die Steuer-
gutschriften mindern die Investitionskosten und machen Inves-
titionen in erneuerbare Energieanlagen profitabler, sie senken 
auch die Energiekosten und –preise insgesamt. Gemäß einer 

Ressort Koordination Branchenpolitik

Seite 12



Ressort Koordination Branchenpolitik

Nr. 1 | Juni 2023Seite 13

Schätzung von Lazard/BCG (2022) werden die Gestehungskos-
ten für sämtliche regenerative Energien kräftig sinken. Solar-
strom wird um 41 Prozent, Onshore-Windkraft um 57 Prozent, 
Offshore-Windkraft um 35 Prozent, die Energiespeicherung 
um 18 Prozent und Kernkraft um 21 Prozent je MWh günsti-
ger. Die Förderung der Wasserstoffproduktion hat nach Ein-
schätzung der Credit Suisse (2022) darüber hinaus zur Folge, 
dass grüner US-Wasserstoff zu dem günstigsten der Welt wer-
den und zusätzlich zu Solar-Komponenten exportiert werden 
könnte.

Insgesamt verbessert sich durch die günstige Energie die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit US-amerikanischer Pro-
duktionsstandorte, was eine Welle von Direktinvestitionen 
in die USA auslösen könnte. Und weil die steuerliche Begüns-
tigung des Erwerbs von E-Autos sehr stark daran gebunden ist, 
dass sowohl die Endmontage als auch ein Großteil der verwen-
deten kritischen Rohstoffe für die Batterieproduktion in den 
USA erfolgt, wird auch dies die Attraktivität von Produktions-
standorten in den USA erhöhen. Da für Länder, mit welchen 
die USA ein Freihandelsabkommen ausgehandelt haben, Aus-
nahmeregelungen gelten, dürften sich aus dem IRA für diese — 
im Gegensatz zu Mitgliedsländern der Europäischen Union — 
weniger Nachteile ergeben. Teilweise werden sich die Ausnah-
meregelungen auf diese sogar günstig auswirken.

Die Förderarchitektur des IRA zeigt bereits Wirkung: Die in-
dustriepolitische Großoffensive der USA hat vermutlich bei der 
Entscheidung Volkswagens im März 2023, seine größte Giga-
factory in St. Thomas (Ontario, Kanada) zu errichten, eine Rol-
le gespielt. Der Beschluss für die Gigafactory in Kanada folgte 
auf die Entscheidung, ein Fahrzeugwerk für ein vollelektrisches 
Fahrzeug der Marke Scout in South Carolina zu bauen. Die Bat-
terieproduktion auf dem nordamerikanischen Kontinent ist 
unter den gegebenen Umständen konsequent. Die Ankündi-
gung von Volkswagen war nur eine von insgesamt 88 Projekten, 
die Jack Conness (2023) im Bereich ‚Saubere Energie‘ (Batte-
rien, Elektrofahrzeuge, Wind-, Solarenergie, …) identifizierte 
und die nach der Unterzeichnung des IRA am 16. August 2022 
erfolgten (Stand: 25.06.2023). Sie belaufen sich auf ein Investiti-
onsvolumen von 72 Mrd. US-Dollar und versprechen beinahe 

60 Tausend neue Jobs in den USA. Darunter befinden sich ne-
ben Volkswagen weitere deutsche Investoren wie BMW, Sie-
mens Gamesa und Bosch. Auch der Unterzeichnung des Chips 
and Science Act folgten mittlerweile einige Investitionsankün-
digungen zum Ausbau der Halbleiterfertigung in den USA.

Stand 25. Juni 2023 wurden 27 Investitionsprojekte im Zusam-
menhang mit der Produktion von Halbleitern angekündigt. 
Das Investitionsvolumen betrug zu diesem Zeitpunkt 155 Mrd. 
US-Dollar, verbunden mit 23.400 neuen Jobs. Auf der Liste: 
Bosch mit einem Investitionsvolumen im Umfang von 1,5 Mrd. 
US-Dollar.

Eine aktuelle Befragung unter 57 Mitgliedsunternehmen der 
US-amerikanischen Handelskammer in Deutschland (Am-
Cham Germany) im Zeitraum Januar und Februar 2023 deutet 
darauf hin, dass der Investitionsstandort USA in den nächsten 
Jahren gegenüber Deutschland gewinnen wird (AmCham 
Germany/Roland Berger 2023). Kritisch schneiden bei der 
Standortbewertung Deutschlands — wenig überraschend — die 
Energieversorgung und die hohen Energiepreise ab. So gab im-
merhin ein Drittel der befragten 24 deutschen Unternehmen 
mit Standorten in den USA an, dass die Energiesicherheit in 
den USA eher dazu führen könnte, Produktion in die USA zu 
verlagern (56 Prozent: keine Verlagerung). Umgekehrt planen 
auch 27 Prozent der befragten 33 US-Un-ternehmen mit Stand-
orten in Deutschland ihre Investitionspläne in Deutschland zu 
reduzieren (58 Prozent: keine Revision der Investitionspläne).

Welches Investitionsvolumen durch den IRA sowie den IIJA 
und auch durch den Chips and Science Act in den USA letzt-
endlich erzeugt wird und ob und in welchem Umfang dadurch 
Investitionen in die USA umgeleitet werden, die ansonsten in der 
Europäischen Union oder in Deutschland erfolgt wären, ist der-
zeit kaum abzuschätzen. So kommen auch die Autoren einer ifo-
Studie zu dem Ergebnis, dass es nicht zwangsläufig so sein muss, 
dass z.B. die Förderung im Bereich der Elektromobilität zu Lasten 
der Elektroautoproduktion in Deutschland gehen müsse (Baur, 
et. al. 2023). Bei der Bewertung muss berücksichtigt werden, dass 
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es in Europa auch eine Vielzahl von öffentlichen Förderprogram-
men gibt, die sich um die Ansiedlung und den Ausbau von Pro-
duktionskapazitäten im Bereich Energie- und Klima sowie Elek-
tromobilität und Halbleiter drehen und in Konkurrenz zu den 
US-amerikanischen Programmen stehen. Außerdem gibt es auch 
in Europa Programme, die die Energiepreise für Industrieunter-
nehmen auf niedrigem Niveau fixieren oder mindern.

Bezieht man das Fördervolumen des Inflation Reduction Act 
in Höhe von 391 Mrd. US-Dollar für saubere Energie und Kli-
ma auf die Wirtschaftsleistung, so macht dieses bezogen auf 
das BIP der Vereinigten Staaten im Jahr 2022 rund 1,53 Pro-
zent aus. Damit hat es ein weitaus geringeres Gewicht als etwa 
der Umfang der geplanten Zuschüsse, die unter anderem für 
den Ausbau erneuerbarer Energien im Rahmen des Subventi-
onsprogramms der EU (Next Generation EU) vorgesehen 
sind und nicht an die EU zurückgezahlt werden müssen (338 
Mrd. Euro). Diese machten 2022 etwa 2,3 Prozent des EU-BIP 
aus (Baur, et. al. 2023).

Die industrie- und handelspolitische Agenda der Biden-
Administration vollzieht Paradigmenwechsel

Mit massiven Ausgaben für den Ausbau der öffentlichen Infra-
struktur sowie den Steuergutschriften zur Förderung des Aus-
baus und der Nutzung regenerativer Energien haben die USA 
die jahrzehntelange Phase neoliberaler Wirtschaftspolitik been-
det. Nach dem Fall des ‚eisernen Vorhangs‘ haben die USA und 
Zentraleuropa zugeschaut, wie ein ‚entfesselter‘ Markt Kapital 
in Standorte mit billiger Arbeit und billigen Ressourcen lenkte, 
während gleichzeitig Arbeitsplätze verloren gingen, Unterneh-
men abwanderten, ganze Landstriche verödeten und auch vor 
Ort die Arbeitsbedingungen unter Druck gerieten. Ein neues 
Paradigma soll nun die Probleme lösen. Während Donald 
Trump — einer Abwehrstrategie folgend — den Binnen-
markt mit steigenden Zöllen abschottete und noch versuchte 
mit Steuersenkungen die Abwanderung von Kapital zu ver-
hindern, hielt mit der Präsidentschaft von Joe Biden eine 
strategische, proaktive Industriepolitik Einzug ins Weiße 
Haus und in den Kongress, die den energie- und klimapoliti-
schen Wandel sozial gerecht und nachhaltig gestalten soll. 
Die Industriepolitik greift steuernd in das Marktgeschehen ein, 
um einerseits der Energie- und Klimakrise zu begegnen und 
andererseits für nachhaltige, gut bezahlte Jobs zu sorgen.

Gleichzeitig haben die USA den Wettbewerb mit China um 
die Technologieführerschaft verschärft. Es wird umfassend 
investiert in den Auf- und Ausbau aller Stufen der Wertschöp-
fungskette für die Halbleitertechnologie in den USA. Darüber 
hinaus werden der Export von Hightech-Produkten sowie aus-
ländische Direktinvestitionen in den USA und außerhalb — 
insbesondere in China — zunehmend kontrolliert und verbo-
ten. Der Verstoß gegen WTO-Prinzipien wird billigend in Kauf 
genommen und auch nicht geahndet. Die wichtigsten Handels- 
und Bündnispartner der USA vollziehen gerade denselben 

Kurswechsel. Die Schwächen des neoliberalen Leitbilds des 
Laissez-fair werden in Krisen- und Kriegszeiten sowie im Ver-
teilungskampf um knapper werdende endliche Ressourcen 
deutlich sichtbar. Die Corona-Pandemie, die Störungen der 
Lieferketten, die Knappheiten kritischer Rohstoffe und Bauteile 
sowie der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine verlangen 
nach einem starken Staat. Die Sicherheitspolitik bestimmt zu-
nehmend die Handels- und Investitionspolitik. Nicht mehr ei-
ne neoliberale Grundhaltung, sondern Nationalismus prägt 
staatliches Handeln.

Im Ergebnis wird diese Strategie jedoch auf Kosten der Effi-
zienz und des Wohlstands gehen. Die Einführung und Durch-
setzung der internationalen Mindestbesteuerung der Unterneh-
men in Höhe von 15 Prozent im Rahmen des IRA könnte zwar an 
dieser Stelle ein ‚Race to the Bottom‘ unterbinden, der Unterbie-
tungswettbewerb wird jedoch durch eine Subventionierung der 
Ansiedlung von Zukunftstechnologien abgelöst. Den Preis be-
zahlen die Beschäftigten und Konsumenten.

4. Geostrategie Chinas: Mit strategischer Industrie-

politik zur führenden Wirtschaftsmacht
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n Im Jahr 2022 war China zum siebten Mal in Folge wich-
tigster Handelspartner Deutschlands: Die Einfuhren wa-
ren mit 192 Mrd. Euro erheblich größer als die Ausfuhren 
mit 107 Mrd. Euro. Seit 2020 sind die Importe um 60 Pro-
zent angestiegen. Importiert werden vor allem Telekom-
munikationsgeräte, Halbleiterbauelemente, Transformato-
ren und Akkus.

n China plant systematisch den wirtschaftlichen Aufstieg: 
Das Land will bis 2049 die weltweit führende Industriena-
tion werden. Erster wichtiger Schritt ist die „Made in Chi-
na 2025“ Strategie. Wichtiges Instrument sind vielfältige 
staatliche Subventionierungen der Industrie. Bei Technolo-
gien wie autonomem Fahren, Akkus und 5G ist China be-
reits führend, bei anderen wie Chipproduktion, neuen Ma-
terialien und Grundlagenforschung liegt es noch zurück.

n Hohe Abhängigkeit Deutschlands von China: Insgesamt 
kommen sieben Prozent der ausländischen Vorleistungen 
an der deutschen Endproduktion aus China. Bei einzelnen 
Branchen ist die Abhängigkeit noch viel höher: Über 70 
Prozent der Unternehmen der Automobilindustrie, der 
Hersteller von Datenverarbeitungsgeräten und elektri-
scher Ausrüstung geben bei Befragungen eine sehr hohe 
Abhängigkeit von chinesischen Vorleistungen an. Noch 
größer ist die Abhängigkeit von bestimmten Rohstoffen 
wie seltene Erden.
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Beim Blick auf die internationalen Verflechtungen rückt sehr 
schnell China in den Fokus. Im Jahr 2022 war China zum sieb-
ten Mal in Folge der wichtigste Handelspartner Deutsch-
lands. Der Warenverkehr (Exporte und Importe) erreichte ein 
Volumen von fast 300 Milliarden Euro. China ist vor allem das 
Land, aus dem die meisten Waren importiert wurden. Bei den 
Exporten lag es dagegen auf Rang vier. China ist eines der weni-
gen Länder, mit denen Deutschland eine negative Handelsbi-
lanz aufweist, es werden mehr Waren importiert als exportiert. 
Das Defizit betrug 2022 knapp 85 Milliarden Euro.
Trotz der Debatten um Deglobalisierung und gerissene Liefer-
ketten sind die Handelsbeziehungen mit China bisher ausge-
sprochen stabil. Seit vielen Jahren nimmt das Handelsvolumen 
stetig zu. Selbst die Folgen der Corona-Pandemie haben daran 
nichts ändern können. Ganz im Gegenteil: Seit 2020 sind zu-
mindest die Importe aus China um über 60 Prozent angestie-
gen. Diese Entwicklung wird allerdings durch Preiseffekte et-
was überzeichnet sein. Die deutschen Exporte nach China, de-
ren Ökonomie durch die rigorose Null-Covid-Politik stark aus-
gebremst wurde, stiegen dagegen nur leicht an.

Aktuell steht der Handel mit China allerdings unter Druck. 
Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (De-
statis, Pressemitteilung vom 12.05.23) sank das Handelsvolu-
men mit China im ersten Quartal 2023 gegenüber dem gleichen 
Vorjahresquartal um 10,5 Prozent. Trotzdem blieb China der 

wichtigste Handelspartner Deutschlands. Die Exporte nach 
China sanken mit 12 Prozent stärker als die Importe, die aber 
auch um 9,7 Prozent schrumpften.

Die wichtigsten Importgüter aus China 2022 sind Elektro-
technische Erzeugnisse, hier vor allem Telekommunikations-
geräte, Halbleiterbauelemente, Transformatoren und Akku-
mulatoren. Diese Produktgruppe hat auch in den letzten Jahren 
die höchsten Zuwachsraten erzielt. Danach folgen Maschinen, 
Apparate und mechanische Geräte. Den Weg von Deutschland 
nach China finden vor allem Kraftfahrzeuge, Maschinen, Appa-
rate und mechanische Geräte sowie Elektrotechnische Erzeug-
nisse. Erstaunlich ist, dass im Bereich der Maschinenbauerzeug-
nisse, eigentlich eine Kernkompetenz der deutschen Industrie, 
inzwischen das Importvolumen aus China größer ist als das Ex-
portvolumen.

Die bisher blühenden Handelsbeziehungen mit China könnten 
eigentlich als Erfolgsgeschichte der Globalisierung gelten. Doch 
schon seit langem gibt es auch Debatten über die Probleme 
und Risiken dieser Verflechtungen. Ursprünglich galt China 
als billige Werkbank für Vorprodukte und Produzent von güns-
tigen und einfachen Konsumgütern. Zusätzlich war es ein lu-
krativer Absatzmarkt für deutsche Produkte. Doch die indus-
trielle Entwicklung Chinas verläuft rasant. Immer mehr wird 
das Land auch zu einem ernst zunehmenden und wettbewerbs-
fähigen Konkurrenten, der deutsche Unternehmen aus dem 
Markt drängen kann. Ein Beispiel dafür ist die Produktion von 
Photovoltaik-Elementen. Ursprünglich waren Unternehmen 
aus Deutschland darin führend, doch inzwischen sind sie von 
chinesischen Unternehmen vollständig aus dem Markt ge-
drängt worden und gelten als nicht mehr wettbewerbsfähig.

China plant systematisch den wirtschaftlichen Aufstieg

Der wirtschaftliche und industrielle Aufstieg Chinas ist kein 
zufälliges oder naturwüchsiges Ereignis. Er folgt einer ausge-
klügelten geostrategischen Ausrichtung der chinesischen Po-
litik. Dieser Aufstieg ist auch noch keineswegs abgeschlossen. 
Nach den Zielen Chinas steht er im Gegenteil erst noch am An-
fang. Bis 2025 will China zu einer mächtigen Industrienation 

n China ist wichtiger Investitionsstandort für deutsche Unter-
nehmen: Direktinvestitionen nehmen zwischen Deutsch-
land und China eine immer wichtigere Rolle ein. Eine 
Mehrheit der Unternehmen will ihre Exporte nach China 
zumindest teilweise durch die Produktion vor Ort ersetzen. 
Im Vergleich zu den USA oder Europa sind die deutschen 
Direktinvestitionen in China aber noch gering. Im Verhält-
nis zu den 103 Mrd. Euro Bestand an deutschen Direktin-
vestitionen in China waren es umgekehrt aber nur 4,6 Mrd. 
Euro chinesische Direktinvestitionen in Deutschland.
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und bis 2035 zu einer globalen Industrienation werden. Der 
Zielpunkt soll 2049 erreicht werden (100 Jahre VR China): 
dann will China die weltweit führende Industrienation sein. 
Im Zentrum des ersten Meilensteins steht die „Made in China 
2025“ Strategie (Siehe hierzu Zenglein 2019). Sie wird durch ei-
ne Reihe weiterer politischer Planungen ergänzt. Dazu gehören 
beispielsweise die „Belt and Road Initiative“ (Neue Seidenstra-
ße) und der 14. Fünfjahresplan 2021–2025. Alle damit verbun-
denen Maßnahmen greifen ineinander.

Für die Umsetzung der Ziele wird eine Vielzahl an Instrumen-
ten eingesetzt. Eine wichtige Grundlage ist der Aufbau von 40 
Industrie und F&E-Clustern in China. Private Unternehmen 
werden verstärkt eingebunden und reguliert. Die staatseigenen 
Betriebe sollen deutlich produktiver werden. Ein wichtiger 
Punkt ist die staatliche Subventionierung, auf zentraler wie auf 
lokaler Ebene. Diese beinhalten direkte staatliche Unterstüt-
zung, die Aktivitäten von Staatsbanken und Staatsfonds und die 
Ausgestaltung der Steuerpolitik. Gerade bei der Subventionspo-
litik sieht sich China immer wieder dem Vorwurf ausgesetzt, 
mit nicht den WTO-Regeln entsprechenden Beihilfen die eige-
ne Industrie zu fördern und so den Wettbewerb zu verzerren.

Die zehn definierten Kernindustrien für die Umsetzung der 
Made in China 2025 Strategie (nach Benjamin Talin 2021):

n IT der nächsten Generation
n Computergesteuerte High-End-Maschinen und Roboter
n Luft- und Raumfahrtausrüstung
n Maritime technische Ausrüstung und Hightech-Schiffe
n Fortschrittliche Ausrüstung für den Schienenverkehr
n Energiesparende und Neue Energie-Fahrzeuge
n Energieanlagen
n Landwirtschaftliche Geräte
n Neue Materialien
n Biomedizin und medizinische Hochleistungsgeräte

Das Handlungsmuster, wie in der „Made in China 2025“ Strate-
gie vorgegangen wird, ist bei den unterschiedlichen Technolo-
gien ähnlich. Zuerst werden ausländische Investoren angewor-
ben, Technologien übernommen und Nachfrage geschaffen. 
Danach entwickelt man sich selber Schritt für Schritt zum glo-
balen Technologieführer.

Bei der Umsetzung der Strategie erreicht China beachtliche Er-
folge. Zenglein sah China schon 2019 bei Zukunftstechnologien 
(wie z.B. Autonomes Fahren von PKWs) als technisch füh-
rend. Bei der Batterietechnik von Autos sah er das Land in ei-
ner mittleren Position. Großen Nachholbedarf sah er bei der 
Chip-Produktion, neuen Materialien und der Grundlagen-
forschung. Für die Elektromobilität ist China seit Jahren der 
weltweite Leitmarkt. China spielt insbesondere auf allen Stufen 
der Lieferkette für die Produktion von Batterien eine entschei-
dende Rolle. Besonders besorgniserregend ist, dass die För-
derung und Verarbeitung der für die Transformation der 
Energiesysteme relevanten Rohstoffe stärker konzentriert ist 
als das momentan bei der Förderung und Verarbeitung fossi-
ler Energieträger der Fall ist. Und der Bedarf dieser Rohstoffe 
wird sich in den nächsten Jahrzehnten vervielfachen. Allein die 
Nachfrage nach Lithium wird von 2020 bis 2040 um das 
Zwölffache zulegen und bei Nickel um mehr als das Vier-
zehnfache (EU-Kommission 2023).

Inzwischen haben es die chinesischen Firmen geschafft, auf 
dem Gebiet der batterieelektrischen Fahrzeuge die Führung zu 
übernehmen und dies auch in entsprechende Markterfolge um-
zusetzen. Während VW in China bisher Marktführer war, sind 
sie bei der rasant wachsenden E-Mobilität praktisch bedeu-
tungslos. So stieg der Absatz von batterieelektrischen PKW in 
China von 2,4 Millionen 2021 auf knapp vier Millionen 2022. 
Davon waren allerdings nur 6.000 VW-Fahrzeuge (VW verliert 
Spitzenplatz, Handelsblatt vom 18.04.2023).

Auch bei der 5G Technik ist China führend, während es bei 
der Chipproduktion weiterhin zurückliegt und die eigenen 
Ziele verfehlt. „Bei 5G gilt China bereits als globaler Vorreiter; 
2025 werden Schätzungen zufolge aber nur 21 Prozent statt der 
angestrebten 70 Prozent des chinesischen Marktes mit Chips 
‚Made in China‘ bedient.“ (Holzmann 2020) Damit bleibt Chi-
na noch auf viele Jahre auf den Import von Chips in erhebli-
chem Ausmaß angewiesen. Diese Chips kommen vor allem aus 
Taiwan, dem größten Chip-Produzenten der Welt.

Trotzdem sind die Erfolge der chinesischen Industriepolitik 
auch auf dem Gebiet der Chip-Produktion nicht zu überse-
hen. „Bis Anfang der 2000er Jahre war Chinas Anteil an der 
weltweiten Chip-Produktion noch bescheiden und lag bei gera-
de mal einem Prozent. Schon 2010 jedoch war er auf über zehn 
Prozent gestiegen, zu Beginn der Pandemie erreichte er 20 Pro-
zent. Und er steigt weiter, da China seine Kapazitäten ständig 
weiter ausbaut, in wenigen Jahren könnte er ein Viertel betra-
gen“ (Krätke, S. 99). Die reinen Produktionszahlen überzeich-
nen allerdings das Potenzial Chinas auf diesem Gebiet. Zum ei-
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nen liegt China bei der Entwicklung der Chiptechnologie noch 
zurück. Das zeigt sich bei der Fähigkeit, möglichst kleine Struk-
turen zu entwickeln und zu produzieren. Bisher kann China 
Chips bis zu sieben Nanometer herstelle, weltweit liegt die Spit-
ze bei unter drei Nanometern (siehe hierzu Krätke 2022).

Zum anderen liegt China noch weit zurück bei der Entwick-
lung und Produktion von Maschinen zur Chipherstellung 
(siehe hierzu: Europas Chipindustrie schlägt Alarm, Handels-
blatt vom 23.11.2022). Auf diesem Gebiet haben europäische 
Unternehmen eine weltweite Spitzenstellung. Hier setzen auch 
die US-amerikanischen Sanktionen gegen China an, mit denen 
verhindert werden soll, dass China bei der Chipproduktion 
weiter aufholt. China ist sich seiner Defizite bewusst und ver-
sucht mit erheblichem Aufwand, den Anschluss an die Welt-
spitze herzustellen. „China hat daher einen staatlichen Förder-
fonds für die weitere Entwicklung seiner Halbleiterindustrie 
aufgelegt, um die 200 Mrd. Euro schwer“ (Krätke 2022, S. 101). 
Mit der kräftigen Subventionierung der Chipindustrie steht 
China allerdings nicht alleine da, das passiert auch in den USA 
und soll auch in Europa umgesetzt werden.

Hohe Abhängigkeit Deutschlands von China

Der Aufstieg der chinesischen Industrie zu einem wichtigen 
Konkurrenten auf den Weltmärkten ist eine Herausforderung 
für die deutsche Ökonomie. Eine andere Herausforderung ist 
gleichzeitig die große Abhängigkeit von China. In den Zeiten 
der Corona-Pandemie hat sich gezeigt, wie wichtig funktionie-
rende Vorleistungsbeziehungen für die Unternehmen in 
Deutschland sind. Insgesamt kommen sieben Prozent der 
ausländischen Vorleistungen an der deutschen Endprodukti-
on aus China. Das ist ein erheblicher Wert. Doch im Vergleich 
zu den engen wirtschaftlichen Verflechtungen innerhalb der 
EU ist das ein eher kleiner Anteil: 44 Prozent der ausländischen 
Vorleistungen an der deutschen Endproduktion kommen aus 
den Ländern der EU. Auch die Anteile aus dem übrigen Europa 
(13 Prozent) und der USA (zehn Prozent) sind größer als die 
Anteile aus China. In der öffentlichen Wahrnehmung wird die 
Abhängigkeit von China sicherlich als größer wahrgenommen.

Bezogen auf die Endproduktion liegt der Anteil der chinesi-
schen Wertschöpfung bei einem Prozent. Umgekehrt ist die 
Abhängigkeit der chinesischen Produktion von deutscher 
Wertschöpfung aber erheblich geringer, sie liegt bei nur 0,5 
Prozent. Während der Anteil der chinesischen Wertschöpfung 
an der deutschen Produktion aber von 1995 bis 2018 ständig 
zugenommen hat, war der entsprechende deutsche Anteil in 
China weitgehend gleichgeblieben.

In einer ähnlichen Größenordnung, wie die deutsche Ökono-
mie von chinesischen Vorleistungen abhängig ist, profitiert 
sie auch von der Nachfrage nach deutschen Produkten in 
China. Neun Prozent der deutschen Wertschöpfungsexporte 
gehen nach China. Auch bei den Exporten ist die Bedeutung 
der EU allerdings mit 39 Prozent überragend. Auf die gesamte 

Wertschöpfung bezogen ist die Abhängigkeit von China nicht 
besonders groß: 2,7 Prozent der deutschen Wertschöpfung wer-
den nach China exportiert, umgekehrt sind es sogar nur ca. 0,5 
Prozent. „Aus chinesischer Perspektive spielt Deutschland als 
Zulieferer und Absatzmarkt keine überragende Rolle, weshalb 
sich in den letzten Jahren eine gewisse Asymmetrie in den ge-
samtwirtschaftlichen Verflechtungen zwischen den beiden 
Ländern herausgebildet hat“ (Baur/Flach 2022, S. 60).

Die Gesamtanteile am Handel oder der Wertschöpfung, be-
rechnet nach Input-Output-Tabellen, liefern nur ein unvoll-
ständiges Bild der Abhängigkeiten. Denn die Handelsver-
flechtungen sind nicht gleichmäßig verteilt, sie konzentrieren 
sich auf bestimmte Branchen. Auch einzelne Produkte können 
eine strategische Bedeutung haben und nicht ohne weiteres sub-
stituierbar sein. Deshalb zeichnen Unternehmensbefragungen 
teilweise ein ganz anderes Bild. Das ifo-Institut hat im Rahmen 
seiner Konjunkturumfrage im Februar 2022 die Unternehmen 
befragt, ob sie von Vorleistungen aus China abhängig sind. Da-
bei zeigt sich eine sehr hohe Abhängigkeit von chinesischen 
Vorleistungen. 46 Prozent der Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes bejahen diese Abhängigkeit. Bei einzelnen 
Branchen liegt dieser Wert noch deutlich höher: bei der Auto-
mobilindustrie, bei Datenverarbeitungsgeräten und Elektrischer 
Ausrüstung liegt sie jeweils über 70 Prozent. Nicht überraschen 
kann, dass große Unternehmen überproportional von chinesi-
schen Vorleistungen abhängig sind (Baur/Flach 2022, S. 61).

Eine ganz besondere Abhängigkeit besteht für Deutschland 
bei der Belieferung mit Rohstoffen. Während in der Vergan-
genheit vor allem bei Energierohstoffen Deutschland auf weni-
ge Lieferanten angewiesen war — die Opec-Staaten bei Erdöl 
und Russland bei Erdgas — so bilden sich im Rahmen der öko-
logischen Transformation und der Digitalisierung neue Abhän-
gigkeiten heraus. Wichtige Rohstoffe für die Produktion von 
Schlüsseltechnologien sind Cobalt, Bor, Graphit, Magnesium, 
Lithium, Niob, Seltene Erden, Silicium und Titan. Alle diese 
Rohstoffe werden in nur wenigen Ländern gefördert und wer-
den für viele neue Technologien benötigt. „Für sieben der neun 
kritischen Rohstoffe ist China unter den Top 5 der wichtigsten 
Exporteure weltweit“ (Flach u.a. 2022, S. 4). Die größte Abhän-
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gigkeit besteht bei Magnesium, das zu 50 Prozent aus China im-
portiert wird und bei Seltenen Erden, die zu 45 Prozent aus 
China bezogen werden.

In einer Zusammenstellung der Europäischen Kommission von 
2020 wird deutlich, welche enorme Bedeutung die Rohstofflie-
ferungen aus China für praktisch alle wichtigen Zukunftstech-
nologien für die gesamte EU haben.

Während die Abhängigkeiten von China in der Vergangen-
heit kaum problematisiert wurden, hat in der jüngsten Ver-
gangenheit ein Umdenken begonnen. Die bis Ende 2022 prak-
tizierte chinesische „Null-Covid-Strategie“, bei der auftretende 
Infektionsfälle mit der großflächigen Abriegelung ganzer Städte 
und Regionen beantwortet wurden, haben die Lieferbeziehun-
gen stark belastet. Seit dem Krieg Russlands gegen die Ukraine 
nehmen die geopolitischen Spannungen stark zu. Nach der Ab-
hängigkeit vom russischen Gas wird auch die Abhängigkeit von 
chinesischen Produkten stark debattiert. Es geht zudem die 
Angst um, dass China seine Drohungen wahr machen könnte 
und die Insel Taiwan überfällt. Das hätte natürlich enorme 
Konsequenzen für die Handelsbeziehungen mit China.

Die Unternehmen reagieren zumindest teilweise auf die verän-
derte Lage. Nach der ifo-Konjunkturumfrage wollen 45 Pro-
zent der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes die 
Einfuhren aus China reduzieren.

Eine kleine Minderheit von vier Prozent möchte sie dagegen 
noch ausweiten. Als Gründe steht die Vermeidung von Abhän-
gigkeiten ganz oben, neben gestiegenen Frachtkosten und der 
Störanfälligkeit des Transports. Die gestiegenen Preise in China 
spielen dagegen nur eine untergeordnete Rolle. Inwieweit damit 
die Abhängigkeit gerade von kritischen Gütern verringert wer-
den kann, geht aus der Befragung nicht hervor. Anzeichen von 
einem „Decoupling“, einer weitgehenden Abnabelung von 
China, geben diese Zahlen nicht her. Das wäre angesichts der 
großen Verflechtungen auch ein schwieriges und gefährliches 
Unterfangen.

China ist wichtiger Investitionsstandort für
deutsche Unternehmen

Die wirtschaftlichen Verflechtungen bestehen nicht nur in 
Form der Handelsbeziehungen. Direktinvestitionen nehmen 
gerade zwischen Deutschland und China eine immer wichti-
gere Rolle ein. Die mäßige Dynamik bei den deutschen Aus-
fuhren nach China liegt nicht unbedingt an sich verringernden 
wirtschaftlichen Verflechtungen oder mangelnder Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Produkte. Nach einer Untersuchung 
der Bertelsmann Stiftung (2023) will eine Mehrheit der deut-
schen Unternehmen ihre Exporte nach China bis 2030 durch 
die Produktion vor Ort zumindest teilweise ersetzen. Auch die 
Zulieferstrukturen sollen dabei vermehrt vor Ort entstehen. 

Der Aufbau von Kapazitäten in China umfasst ausdrücklich 
auch den F&E-Bereich. In China soll auch die jeweils neueste 
Technologie zur Anwendung kommen. Die chinesischen Kapa-
zitäten sollen nicht nur für den chinesischen Markt genutzt wer-
den, sondern auch für den Export in andere asiatische Staaten.

Die Strategie der in China tätigen deutschen Unternehmen 
korrespondiert dabei mit den chinesischen Vorstellungen. 
„Um die wirtschaftlichen Ziele zu erreichen, braucht China 
ausländische Partner, vor allem Technologie- und Ressour-
cenlieferanten. Deutsche Unternehmen sind dabei besonders 
attraktiv. Häufig sind sie nicht nur globale Technologie- und 
Marktführer in für Peking relevanten Branchen, sie sind auch 
interessiert, weiterhin an Chinas Markt teilzuhaben“ (Bertels-
mann Stiftung 2023, S. 30). Seit 2017 werden deshalb in immer 
mehr Sektoren ausländische Unternehmen den chinesischen 
gleichgestellt. Damit wurde auch der Zwang aufgehoben, nur 
mit einem Joint-Venture Partner in China produzieren zu kön-
nen. Gerade wer in strukturschwachen, ländlichen Gebieten in-
vestiert, dem stehen große Steuererleichterungen und hohe Sub-
ventionen zu. Das gilt auch für den Aufbau von F&E-Kapazitä-
ten. Auf der anderen Seite wird aber auch Druck ausgeübt, da-
mit Unternehmen in China investieren. Es droht ihnen sonst, 
den Marktzugang zu verlieren. 

Schon in den vergangenen Jahren waren die deutschen Di-
rektinvestitionen in China stark angestiegen. Von 29 Milliar-
den Euro im Jahr 2010 stiegen die Bestände der mittelbaren 
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und unmittelbaren Nettodirektinvestitionen auf fast 103 Milli-
arden Euro im Jahr 2021 an (siehe dazu Seite 9). Im Vergleich 
zu den Direktinvestitionen in den USA oder der EU ist das al-
lerdings nach wie vor ein relativ kleiner Wert. Die Dynamik 
war in China aber viel größer als in anderen Weltregionen. 
„Chinas Anteil an den gesamten Direktinvestitionen der deut-
schen Unternehmen im Ausland hat sich im Zeitraum 2010 bis 
2020 von 3,5 Prozent im Jahr 2010 auf 6,8 Prozent im Jahr 2020 
fast verdoppelt“ (Bertelsmann Stiftung 2023, S. 40). Wenn sich 
die Ergebnisse der Bertelsmann-Studie bestätigen, wird sich 
dieser Trend in den nächsten Jahren noch verstärken.

Die deutschen Direktinvestitionen in China konzentrieren 
sich auf wenige Branchen. Sie sind vor allem stark industrie-
lastig: Über zwei Drittel sind im Verarbeitenden Gewerbe er-
folgt. Vor allem die deutsche Autoindustrie setzt sehr stark auf 
Investitionen in China (Bertelsmann Stiftung 2023). Über 30 
Prozent der deutschen Direktinvestitionen entfallen auf diese 
Branche. Mit der chemischen Industrie (9,3 Prozent) und dem 
Maschinenbau (7,8 Prozent) sind noch zwei andere Industrie-
branchen relativ stark in China engagiert. Die enormen Aktivi-
täten der deutschen Autoindustrie in China lassen sich noch an 
einer anderen Zahl ablesen: 26,5 Prozent aller Direktinvestitio-
nen dieser Branche sind in China erfolgt. Damit zeigt sich, 
mehr noch als in den Exportwerten, die große Bedeutung des 
chinesischen Automarktes, gleichzeitig aber auch die große Ab-
hängigkeit vom Autogeschäft in China. Der Anteil deutscher 
Investitionen in China liegt auch über dem Anteil in den USA 
(15,7 Prozent) und nicht sehr stark unter dem Wert in die EU 
(33 Prozent). Die deutschen Investitionen in China sind im Üb-
rigen relativ beschäftigungsintensiv.

Investitionen und damit auch Produktion vor Ort ermögli-
chen einen besseren Marktzugang. Der Absatz wird damit 
auch unabhängiger von Marktzugangsbeschränkungen wie der 
Einführung von Zöllen. Oft wird auch das Argument vorge-
bracht, die Produktion in China ermögliche höhere Renditen 
als beispielsweise in Deutschland. Die Datenlage ist an dieser 
Stelle ausgesprochen schwierig. Die Studie der Bertelsmann 
Stiftung versucht, die Renditen im Vergleich zu Investitionen in 
den übrigen Regionen zu erfassen. Sie kann keine Hinweise da-
rauf finden, dass sie in China überproportional hoch sind.

Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung hierzulande, wo-
nach manchmal der Eindruck eines Ausverkaufs an China 
entsteht, tätigen die chinesischen Unternehmen nur in einem 
sehr geringen Umfang Direktinvestitionen. Im Jahr 2021 be-
trug der Bestand der mittelbaren und unmittelbaren chinesi-
schen Direktinvestitionen in Deutschland gerade einmal 4,6 
Milliarden Euro. Das war zwar ein starker Anstieg gegenüber 
den Vorjahren (2018 lag dieser Wert noch bei 2,8 Milliarden 
Euro), es ist aber im Vergleich zu den 103 Milliarden deutscher 
Direktinvestitionen in China ein sehr kleiner Wert (Bundes-
bank 2023). Bezieht man Hongkong mit ein, erhöht sich dieser 
Wert auch nur um 2,6 Milliarden Euro. Angaben zur Branchen-
verteilung dieser Investitionen gibt es bei der Bundesbank nicht.

In gesamtwirtschaftlichen Größen gerechnet, sind die wirt-
schaftlichen Verflechtungen mit China nicht übermäßig 
groß. Doch sie konzentrieren sich auf wenige Branchen und 
umfassen teilweise Produkte (vor allem im Rohstoffbereich), 
die schwierig zu substituieren sind. Deshalb besteht eine gro-
ße wirtschaftliche Abhängigkeit, die eine gewisse Asymmetrie 
aufweist. Deutschland ist stärker von China abhängig als in 
umgekehrter Richtung. 

Noch deutlich größer ist die Abhängigkeit einzelner Konzer-
ne vom chinesischen Markt. Schon 2019 lag der Umsatzanteil 
Chinas von Puma (28,3 Prozent), Infineon (26,9 Prozent), VW 
(21 Prozent), Airbus (19,3 Prozent), BASF (12,3 Prozent) und 
Trumpf (10,9 Prozent) über zehn Prozent. Der Anteil Chinas 
war dabei in allen Fällen seit 2015 angestiegen (Zenglein 2020).

Eine zunehmende internationale Konfrontation mit verstärkten 
Sanktionen ist damit ein großes Risiko für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland. Doch auch ohne Verschiebun-
gen bei den politischen Rahmenbedingungen stellt die syste-
matisch von China betriebene Stärkung industrieller Wett-
bewerbsfähigkeit eine große Herausforderung für die deut-
sche und die europäische Industrie dar.

5. Europäische Strategien zur Sicherung der

Wettbewerbsfähigkeit

n Grundsätzlich sind in der EU Subventionen verboten, weil 
solche Beihilfen den Wettbewerb im Binnenmarkt verzer-
ren. Es gibt aber viele Förderprogramme, mit denen für be-
stimmte Maßnahmen Beihilfen erlaubt sind. Im „Green 
Deal Industrial Plan“ wurden diese gerade in Bezug auf den 
internationalen Wettbewerb noch einmal nachgeschärft. 
Mit den „Important Projects of Common European Inte-
rest“ (IPCEI) werden strategische Branchen besonders ge-
fördert.



Ressort Koordination Branchenpolitik

Nr. 1 | Juni 2023Seite 20

Deutschlands wirtschaftliche Stärke baut auf eine leistungs-
fähige Industrie und eine große, internationale wirtschaftli-
che Verflechtung. Die Krise der Globalisierung bedroht die 
deutsche Ökonomie in besonderer Weise. In den letzten Jahren 
haben die Probleme in den Lieferketten die Produktionsmög-
lichkeiten deutlich eingeschränkt. Eine hohe Abhängigkeit von 
russischem Gas hat lange Zeit eine günstige Energieversorgung 
sichergestellt. In Zeiten von Krieg, Sanktionen und gesprengter 
Gaspipelines funktioniert dieses Modell nicht mehr. Die geopo-
litische Spaltung behindert die Handelsströme und bedroht die 
Wirtschaftlichkeit der Direktinvestitionen. Eine erstarkte Kon-
kurrenz der USA und China bedroht die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Profitabilität von Investitionen zusätzlich. Zu alledem 
kommt die Herausforderung der ökologischen Transformation 
und Schwächen der deutschen Wirtschaft bei der Digitalisie-
rung. In der öffentlichen Debatte geht bereits das Gespenst einer 
drohenden „De-Industrialisierung“ um.

In dieser Situation ist politisches Handeln dringend gefordert. 
Das kann nicht nur im nationalen Rahmen erfolgen. Einige be-
troffene Politikbereiche, wie die Industriepolitik und die Han-
delspolitik, liegen weitgehend im Kompetenzbereich der EU. 
Grundsätzlich sind in der EU Subventionen verboten, weil 
solche Beihilfen den Wettbewerb im Binnenmarkt verzerren. 
Ausnahmen müssen auf EU-Ebene beschlossen werden. In an-
deren Fragen kommt es darauf an, das ökonomische Gewicht 
der gesamten EU einzubringen.

In der EU gibt es schon länger diverse Initiativen, um die hei-
mische Industrie für die Zukunftsaufgaben zu fördern. Als 
mögliche Antwort auf die veränderten internationalen Heraus-
forderungen wurde hier im Februar 2023 mit der Vorlage eines 
„Green Deal Industrial Plan“ noch einmal nachgeschärft. In 
diesem Zusammenhang hat die EU-Kommission verschiedene 
Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht:

n Änderung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (AGVO) 
Beihilfen können direkt von den Mitgliedsstaaten gewährt 
werden und müssen erst im Nachhinein von der Kommis-
sion genehmigt werden.

n Temporary Crisis and Transition Framework (TCTF) 
Bis Ende 2025 gilt ein befristeter EU-Beihilferahmen zur 
Krisenbewältigung und zur Gestaltung des Wandels. Da-
nach sind höhere Förderungen und schnellere Realisierun-
gen möglich.

n Net-Zero Industry Act (NZIA) 
Mit diesem Gesetz sollen besondere Fördermöglichkeiten 
für acht strategische Technologien, die zur Erreichung der 
Klimaneutralität von besonderer Bedeutung sind, ermög-
licht werden. Beispiele dafür sind Photovoltaik, Batterien 
und Speicher sowie Wärmepumpen und Geothermie.

n Critical Raw Materials Act 
In diesem Gesetz werden kritische Rohstoffe definiert. Für 
diese Rohstoffe werden Quoten in Bezug auf Abbau in der 
EU, Bezug und Verarbeitung, Bezug und Recycling festge-
legt. Zur Erreichung der Quoten gibt es Förderprogramme.

n Electricity Market Design Revision 
Ziel ist eine Reform des Strommarktes, um stabile Energie-
preise zu erreichen.

n European Hydrogen Bank 
Eine Europäische Wasserstoffbank, mit der der Produkti-
onshochlauf von grünem Wasserstoff gefördert werden soll.

n Long-term Competitiveness of the EU 
Hier werden 17 Indikatoren zur Erzielung von Fortschrit-
ten bei der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit benannt, 
die ständig beobachtet werden sollen.

n Verlängerung REPowerEU 
Mit diesem Plan soll bis 2030 die vollständige Energieunab-
hängigkeit von Russland hergestellt werden. Auch dafür 
werden spezielle Förderprogramme aufgelegt.

n EU-erneuerbaren-Richtlinie (RED III) 
Ebenfalls bis 2030 soll der Anteil der erneuerbaren Energien 
am Bruttoenergieverbrauch 45 Prozent betragen. Daneben 
gibt es Sektorziele für Wärme, Verkehr und Industrie.

Um die eigenen strategischen industriepolitischen Ziele zu 
erreichen, hat die EU schon vor ein paar Jahren die Initiative 
Important Projects of Common European Interest (IPCEI) 
auf den Weg gebracht. Auch damit wurden jenseits des Beihil-
feverbots besondere Fördermöglichkeiten geschaffen. Zu den 
geförderten Projekten gehören die Mikroelektronik, Hochleis-
tungscomputer, die Batteriezellfertigung, vernetzte, saubere 
und autonome Fahrzeuge, Smart Health, CO2-arme Industrie, 
Wasserstofftechnologien und -systeme, Internet of Things und 
Cybersecurity. Im Herbst 2019 wurden für alle Projekte konkre-
te Aktionspläne vorgelegt, die jeweils die Förderung der gesam-
ten Wertschöpfungskette vorsehen und länderübergreifende, 
pan-europäische industrielle Kooperationen fördern sollen.

n Richtige Ansätze mit Schwächen: Die verschiedenen EU-
Förderprogramme sind eine richtige Antwort auf die US-
amerikanischen und chinesischen Programme. Die Erstel-
lung der Programme und anschließend die Genehmigungs-
verfahren sind in der EU aber extrem langwierig. Die Fi-
nanzierung erfolgt oft über die einzelnen Nationalstaaten. 
Für viele Länder ist es aber schwierig, die Finanzierung der 
erlaubten Förderprogramme zu realisieren.

n Subventionswettlauf und Sanktionen drohen in der neuen 
Konfrontation der Blöcke: Neben der notwendigen Förde-
rung von ökologischen Projekten führt die Konkurrenz 
um industrielle Wertschöpfung zwischen den USA, der 
EU und China auch zu problematischen Subventionen. 
Ein Beispiel dafür ist die Chipproduktion, die hoch profi-
tabel ist. Der Konkurrenzkampf zwischen den Blöcken 
wird nicht nur mit Subventionen, sondern auch mit Sank-
tionen betrieben.



Ressort Koordination Branchenpolitik

Nr. 1 | Juni 2023Seite 21

Notwendig ist die Weiterentwicklung der europäischen Politik 
auf jeden Fall. Die neuen Fördermöglichkeiten in den USA 
bedeuten ein höheres Risiko, dass die Unternehmen sich bei 
der Ansiedlung von neuen Produktionsstandorten umorien-
tieren. In einer aktuellen Expertenbefragung des ifo-Instituts 
(ifo-Institut 2023b) aus dem Frühjahr 2023 gehen gerade in den 
großen Industriestaaten Westeuropas viele Befragte davon aus, 
dass dieser Fall eintritt. Vor allem in Frankreich sind es 70 bis 
90 Prozent der Befragten, in Deutschland, UK und Belgien 
immerhin noch 50 bis 70 Prozent. In den anderen europäi-
schen Staaten, vor allem in Osteuropa, wird dieses Risiko dage-
gen als gering eingeschätzt. Hier dürfte die jeweilige industrielle 
Struktur in den einzelnen Ländern eine große Rolle spielen. Die 
Befragung bezog sich dabei nur auf den IRA in den USA. Die 
übrigen Gesetzesvorhaben dort oder der Bezug auf China spiel-
ten keine Rolle.

Die europäische Politik: richtige Ansätze mit Schwächen

Es stellt sich die Frage, ob die eingeleiteten Maßnahmen ausrei-
chen bzw. ob es die richtigen Programme sind. Einen Vergleich 
der politischen Ansätze zwischen der USA und Europa führte 
Tom Krebs durch (Tom Krebs 2023). Er kritisiert die europäi-
schen Regeln als zu marktliberal, während die US-amerika-
nischen eher strategisch ausgerichtet sind. Allerdings muss 
er selbst relativieren, dass die Vielzahl der Förderprogram-
me in der EU sich inzwischen weit von marktliberalen 
Grundsätzen entfernt haben.

In zwei Punkten ist seine Kritik an der EU aber sehr plausibel: 
Die EU hat eine „projektbezogene und bürokratische Förde-
rung von Innovationen“, während die USA eine „allgemeine 
Förderung der Produktion und Beschäftigung in den zentra-
len Wirtschaftszweigen“ durchführt, oft mit Steuergutschrif-
ten. Auch diese Kritik passt nicht in jedem Fall. Der Käufer ei-
nes E-Autos kann in beiden Fällen ebenso unbürokratisch seine 
Prämie sicherstellen. Der Unterschied besteht hier nur darin, 
dass in den USA unter Missachtung der WTO-Regeln einhei-
mische Produkte bevorzugt werden. Der andere Kritikpunkt 
betrifft die Arbeitsmarktpolitik, die in der EU unabhängig von 
der Industriepolitik formuliert ist. Die Sicherstellung von Fach-
kräften ist damit nicht gewährleistet.

Quelle: Krebs (2023)

Das DIW weist auf einen wichtigen Schwachpunkt der europäi-
schen Regelungen hin (DIW 2023). Der Vergleich bezieht sich 
auch hier ausschließlich auf die USA, er würde aber auch in Be-
zug auf China zutreffen. Die Gesetze regeln die Förderung 
und die Finanzierung der Förderung und sind sofort wirk-
sam. Die EU durchläuft schon bei der Erstellung der Rege-
lungen oft einen langwierigen politischen Einigungsprozess. 
Danach müssen diese Regelungen noch in nationale Gesetzge-
bung umgesetzt werden, was unter Umständen noch einmal ei-
nen jahrelangen Aushandlungsprozess bedeuten kann. Zudem 
beschließt die EU nur einen Rahmen für mögliche Förderun-
gen der Nationalstaaten, sie fördert nicht selbst. Die Umsetzung 
der Programme setzt damit die entsprechenden finanziellen 
Möglichkeiten in den einzelnen Ländern voraus.

Das kann schon in finanzstarken Ländern wie Deutschland zum 
Problem werden, wenn vom Finanzministerium das Verbot von 
Steuererhöhungen und die schwarze Null (keine Neuverschul-
dung) zum Dogma jeden politischen Handelns werden. In 
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Deutschland hat diese Politik zu einer Finanzlücke von etwa 20 
Milliarden Euro geführt, die auch die Umsetzung entsprechen-
der Investitionsvorhaben gefährdet (Vgl. dazu Truger 2023).

Für viele Länder ist es aber objektiv schwierig, die Finanzie-
rung der erlaubten Förderprogramme zu realisieren. Neben 
den diversen Förderprogrammen sind deshalb unbedingt eine 
Reform des Stabilitätspakts (Begrenzung der Neuverschul-
dung), die den Staaten mehr finanziellen Spielraum lassen und 
von der EU selbst finanzierte Programme notwendig. Bisher 
gibt es hier nur das einmalige, befristete Programm „Next Ge-
neration EU“, mit dem nationale Vorhaben für die ökologische 
Transformation und die Digitalisierung finanziert werden kön-
nen. Dafür wurde im Februar 2021 die Aufbau- und Resilienz-
fazilität aufgelegt. Mit Stand 31.05.2023 wurden 21 Prozent der 
Mittel ausgezahlt. Der größte Teil der insgesamt 723 Milliarden 
Euro steht damit noch zur Verfügung (Quelle: DIW 2023). 
Trotzdem sind die einmaligen Mittel natürlich endlich. Solche 
Finanzierungsmöglichkeiten müssen verstetigt werden.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der wirtschaftlichen 
Lage entwickelt in seinem Jahresgutachten 2022/23 „Hand-
lungsoptionen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit“ 
(SVR 2022). Die Empfehlungen sind nicht weit von dem ent-
fernt, was Unternehmen teilweise schon als Reaktion auf die 
Lieferkettenschwierigkeiten begonnen haben und den diversen 
Programmen der EU. Ein Fokus liegt dabei auf der Bildung 
strategischer Allianzen zwischen Staaten, um die Lieferver-
flechtungen zu stabilisieren. Ein wichtiges Instrument dazu 
sind für den SVR Handelsabkommen.

Handelsabkommen können Prozesse der De-Globalisierung 
bremsen. Sie sind trotzdem kein ideales Instrument. Die Ver-
handlungsprozesse sind meist sehr intransparent. Die Interes-
sen von Kapitalanlegern stehen oft im Vordergrund. Akzepta-
bel sind sie nur, wenn die Standards bei Arbeits- und Konsu-
mentenrechten nicht ausgehebelt werden. Im Handel mit den 
USA kommt hinzu, dass die Subventionen des IRA an erhebli-
che Wertschöpfungsanteile in den USA oder in Ländern mit 
Freihandelsabkommen mit den USA gebunden sind.

Da eine Neuauflage eines TTIP-Abkommens als unrealistisch 
gilt, versucht die EU-Kommission eine kleinere Lösung: Sie will 

mit den USA eine „Transatlantic Initiative on Sustainable Tra-
de“ (TIST) aushandeln, also ein Handelsabkommen für klima-
freundliche Technologien. Teil des Abkommens soll auch eine 
transatlantische Rohstoffpartnerschaft werden. Ob TIST zu-
stande kommt, ist noch völlig offen. Verständigt hat man sich 
darauf, darüber Gespräche zu führen.

Ein anderer Schwerpunkt ist das Thema Diversifizierung. Der 
SVR empfiehlt:

n Diversifizierung der Bezugsquellen kritischer Rohstoffe,
n langfristige Diversifizierung der Energieversorgung,
n aber auch eine verstärkte Resilienz durch mehr Lagerhaltung,
n Verstärkter Abbau inländischer Rohstoffe und die
n Ausweitung des Recyclings zur Einsparung von Rohstoffen

Befragungen des ifo-Instituts zeigen, dass viele Unternehmen 
schon eigene Strategien in diese Richtung entwickeln und etwa 
die Lagerhaltung ausweiten und die Lieferketten diversifizieren.

Die verschiedenen Förderungen von Unternehmen stellen 
aus EU-Perspektive grundsätzlich unerwünschte Subventio-
nen dar. Aus marktliberaler Sicht wird das eher kritisch gese-
hen, weil solche Subventionen die Marktprozesse verzerren. 
Was in Europa oder in Deutschland nicht mehr wettbewerbsfä-
hig produziert werden kann (etwa wegen zu hoher Energiekos-
ten) soll aus dieser Perspektive betrachtet eben abwandern. Der 
SVR nimmt hier eine andere Position ein und stellt sich nicht 
prinzipiell gegen die Subventionierung von Produktion. „In 
dem Bestreben Europas strategische und technologische Auto-
nomie zu stärken, kann eine Subventionierung strategisch 
wichtiger Bereiche jedoch sinnvoll sein, sofern die wirtschaftli-
chen Kosten der Subventionen, auch auf lange Sicht, als gerin-
ger eingeschätzt werden als die Folgen einer ausbleibenden Un-
terstützung“ (SVR 2022, Zif.533).

Die Subventionierung von grünem Wasserstoff etwa für die 
Stahlproduktion ist eine notwendige ökologische und indus-
triepolitische Maßnahme. Eine solche CO2-freie Stahlproduk-
tion ist preislich nicht wettbewerbsfähig. Ohne staatliche För-
derung würde es sie nicht geben. Die Effekte wären: Die ökolo-
gische Transformation würde in diesem Bereich nicht stattfin-
den und Arbeitsplätze würden in Deutschland verloren gehen.

Subventionswettlauf und Sanktionen drohen in der neuen
Konfrontation der Blöcke

Die Konkurrenz um industrielle Wertschöpfung zwischen 
den Blöcken USA, EU und China führt aber auch zu proble-
matischen Subventionen. Ein Beispiel dafür ist die Chippro-
duktion. Die Firma Intel möchte in Magdeburg ein neues Werk 
errichten. Geplant war eine Investition von 17 Milliarden Euro. 
Deutschland hat dafür einen Zuschuss von 6,8 Milliarden Euro 
fest zugesagt. Inzwischen plant das Unternehmen mit einer In-
vestition von 27 Milliarden Euro und erwartet Subventionen 
von zehn Milliarden Euro. Es soll dort die neueste Chip-Tech-
nologie, Halbleiter mit Strukturgrößen von unter 5 Nanome-
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tern, hergestellt werden. Diese werden ausschließlich in Handys 
und Notebooks verwendet. Unabhängiger vom Import von 
Halbleitern wird Europa mit dem Werk nicht, da die entspre-
chenden Produkte in Europa gar nicht hergestellt werden. Es 
geht also um Exporte für den Weltmarkt (alle Angaben nach 
Handelsblatt vom 01.06.23).

Trotzdem ist diese Investition wichtig. Ein führender Indus-
triestandort braucht entsprechende Kapazitäten und Kompe-
tenzen in einer zentralen Schlüsseltechnologie, um nicht ab-
gehängt zu werden. Der Fall zeigt aber auch das Dilemma des 
Subventionswettlaufs: Staaten sind gezwungen, immer höhere 
Beihilfen zu bezahlen, um entsprechende Ansiedlungen anzu-
werben. Das gilt auch für eine Industrie, die hoch profitabel ar-
beitet und eigentlich keinerlei Steuergeld für den Aufbau von 
Produktionsanlagen benötigen würde.

Der Konkurrenzkampf zwischen den Blöcken wird nicht nur 
mit Subventionen, sondern auch mit Sanktionen betrieben. Die 
Sanktionen betreffen den Export von bestimmten Gütern und 
ausländische Investitionen. Investitionen in China sind im-
mer noch, trotz verschiedener Liberalisierungen, diversen 
spezifischen Regulierungen ausgesetzt. Eine Gleichbehand-
lung mit inländischen Investoren gibt es nicht.

In den letzten Jahren haben die USA verstärkt Sanktionen ge-
gen China verhängt. Ziel ist es zu verhindern, dass China bei 
modernen Technologien wie der Halbleiterproduktion aufho-
len kann. Die USA stehen hier aber nicht allein. Im Rahmen des 
„Transatlantischen Rats für Handel und Technologie“ (TTC) 
gibt es in diesen Fragen eine gewisse Abstimmung zwischen der 
USA und der EU. Ein Ergebnis dieser Konsultationen im TTC 
ist das Verbot von Komponenten des chinesischen Telekom-
Ausrüsters Huawei in der europäischen 5G-Infrastruktur.

„Neben Exportkontrollen und Investitionsprüfungen erwägen 
die USA und die EU, ein neues Kontrollverfahren zu schaffen, 
das für Auslandsinvestitionen ihrer eigenen Unternehmen gelten 
soll: das sogenannte Outbound Investment Screening“ (Han-
delsblatt vom 26.05.2023). In der Abschlusserklärung vom G7 
Gipfel in Hiroshima wurde so ein Vorhaben positiv aufgenom-
men. Konkrete Vereinbarungen gibt es bisher aber noch nicht.

Das neue Politikverständnis zeigt in Deutschland konkrete Fol-
gen. In den letzten Jahren sind die Prüfungen ausländischer 
Investitionen in Deutschland stark angestiegen. Das betraf 
nicht nur Investitionen aus China. Die häufigsten Kontrollen 
gab es bei Investitionen aus den USA. Grundsätzlich erhöht so 
ein Vorgehen die nationale Souveränität. Die deutsche Ökono-
mie ist den freien Marktkräften nicht ausgeliefert. Die Politik 
kann im eigenen Interesse Entscheidungen fällen. Auf der an-
deren Seite können verstärkte Kontrollen auch die geopoliti-
schen Konfrontationen verschärfen. Gerade Deutschland profi-
tiert schließlich von seinen Direktinvestitionen im Ausland.

FAZIT

Wie sich die geopolitischen Spannungen in den nächsten Jah-
ren auf den internationalen Austausch von Waren, Dienstleis-
tungen und Kapital auswirken werden, lässt sich derzeit kaum 
mit Sicherheit beantworten. Vermutlich liegen aber die Zeiten 
hoher Dynamiken der Export- und Importströme hinter uns. 
Momentan dominieren sicherheitspolitische Ziele die Han-
delspolitik, um Abhängigkeiten zu reduzieren. Dabei spielt 
die Sicherheit der Energie- und Rohstoffversorgung eine ganz 
zentrale Rolle. Sie fand auch Eingang in die im Juni vorgestellte 
Nationale Sicherheitsstrategie der Bundesregierung.

Die aktuelle Handelspolitik ist geprägt von Sanktionen, die 
den Import und auch den Export von Waren, Dienstleistun-
gen und Kapital von und an verfeindete Staaten verhindern 
sollen. Subventionen in den Aufbau inländischer Förder- und 
Produktionskapazitäten sollen die Unabhängigkeit stärken. Bi- 
und multilaterale Verträge bzw. ‚Allianzen‘ mit befreundeten 
Partnerländern sollen die Versorgungssicherheit gewährleisten 
indem Verhandlungsmacht gegenüber Drittstaaten aufgebaut 
und kritische Wirtschaftsbeziehungen zu anderen Staaten er-
setzt werden (vgl. Europäische Rohstoffallianz). Dieser Prozess 
wird nicht konfliktfrei verlaufen. Die Gefahr von Handelskrie-

„Nachdem die Hyperglobalisierung zusammengebrochen ist, 
gibt es verschiedene Szenarien für die Weltwirtschaft. Das 
schlimmste Ergebnis, das an die 1930er Jahre erinnert, wäre 
der Rückzug von Ländern (oder Gruppen von Ländern) in 
die Autarkie. Eine weniger schlimme, aber immer noch häss-
liche Möglichkeit ist, dass die Vorherrschaft der Geopolitik 
dazu führt, dass Handelskriege und Wirtschaftssanktionen 
zu einem festen Bestandteil des internationalen Handels und 
Finanzwesens werden. Das erste Szenario scheint unwahr-
scheinlich – die Weltwirtschaft ist stärker denn je miteinan-
der verflochten, und die wirtschaftlichen Kosten wären 
enorm -, aber wir können das zweite nicht ausschließen.“

Dani Rodrik (2022)
Professor für Internationale Politische Ökonomie

Harvard University



Ressort Koordination Branchenpolitik

Nr. 1 | Juni 2023Seite 24

gen und Sanktionen bleibt hoch. Vermutlich wird deshalb nicht 
nur das globale Wachstum eingebremst, sondern auch der Grad 
der Globalisierung (Offenheit der Märkte) weiterhin stagnie-
ren, wenn nicht gar zurückgefahren.

Es ist zudem völlig unrealistisch, ein vollständiges ‚Friend-
shoring‘ zu verwirklichen, also nur noch Wirtschaftsbezieh-
ungen mit Staaten zu unterhalten, die demokratisch verfasst 
sind und sowohl Menschenrechte als auch das Völkerrecht 
achten. Gerade ein Großteil der für den ökologischen Umbau 
und die Digitalisierung benötigten Rohstoffe liegen im Ho-
heitsgebiet nicht-befreundeter Staaten. Zudem ist eine klare 
Abgrenzung schwierig und keineswegs statisch. Der Grad 
zwischen Moral und Doppelmoral ist an dieser Stelle sehr 
schmal! Vielmehr braucht es auch weiterhin Kooperationen 
und friedliche Koexistenzen mit nicht-befreundeten Staaten. 
Hier müssen neue Formen der Kooperation gefunden werden, 
die einem fairen Ausgleich von Interessen folgen. Das vom ‚glo-
balen Süden‘ zunehmend als anmaßend empfundene Auftreten 
‚westlicher‘ Demokratien unter dem Deckmantel des An-
spruchs, mit dem Export von teuren weiterverarbeiteten Waren 
und dem Import billiger unverarbeiteter Rohstoffe, einen Wan-
del durch Handel zu erreichen, was überwiegend dazu beitrug 
die globale Ungleichverteilung des Wohlstands weiter zu ver-
größern, war zu leicht zu durchschauen.

Gerade für ein Industrieland wie Deutschland, das kaum den 
Ressourcen- und Energiebedarf aus eigener Kraft wird decken 
können und eine Vielzahl weiterer Low- und High-Tech-Vor-
produkte importiert, die kritisch auch für Zukunftstechnologien 
sind, bedeutet das eine zweifache Herausforderung: Steigende 
Kosten für Energie und Rohstoffe sowie die unsichere Verfüg-
barkeit bestimmter Vorprodukte belasten die (preisliche) Wett-
bewerbsfähigkeit sowie die Attraktivität des Wirtschaftsstand-
orts und drohen, den sich ohnehin durch die digital-ökologische 
Transformation vollziehenden Strukturwandel noch zu be-
schleunigen. Um soziale Verwerfungen zu verhindern, muss 
dieser Prozess sozial und industriepolitisch abgefedert werden.

Die Struktur der Handels- und Kapitalverflechtungen wird 
sich trotz der geopolitischen Verwerfungen nur sehr langsam 

verändern. Die geostrategischen Auseinandersetzungen zwi-
schen den USA und China im Machtkampf um die globale 
Führungsrolle werden nicht nur Spuren in der Struktur der in-
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen hinterlassen, sondern 
auch die ökonomischen Entwicklungschancen möglicher 
Bündnispartner in diesem Konflikt beeinflussen. Die Strategien 
der USA und der Europäischen Union, mit welchen sie sich aus 
den Abhängigkeiten, insbesondere bei der Energie- und Roh-
stoffversorgung, befreien wollen, stehen für eine fundamentale 
Neu-Ausrichtung der Wirtschaftspolitik und brechen mit der 
neoliberalen Grundhaltung der vergangenen Jahrzehnte. Nicht 
der Markt, sondern die Politik gibt die Richtung vor und be-
schleunigt mit massiven Subventionen den Wandel. Im Kern 
nähern sie sich damit der von Chinas Staatsführung seit langem 
verfolgten Strategie an, die dem Ziel folgt, sich im Wesentlichen 
unabhängig von Importen zu machen und darüber hinaus die 
Technologieführerschaft zu erlangen und bis 2049 die führende 
Industrienation zu werden.

Der Strategiewandel ist richtig, notwendig und überfällig. Er 
droht trotzdem die Anpassungsfähigkeit der europäischen In-
dustrie zu überfordern. Die diversen Förderprogramme der EU 
weisen in die richtige Richtung und auch die beschlossenen 
Fördervolumina bewegen sich auf vergleichbarem internatio-
nalen Niveau. Doch die EU-Abstimmungs- und Genehmi-
gungsverfahren sind sehr zeitintensiv. Zudem müssen sie auch 
noch in die nationale Gesetzgebung überführt werden. So hin-
ken sie weit hinter den US-amerikanischen und den chinesi-
schen Geschwindigkeiten hinterher. Dabei brauchen die erfor-
derlichen gewaltigen Um- und Ausbaumaßnahmen der Infra-
struktur aber auch von betrieblichen Produktionsanlagen Jahre 
und die Arbeitskräfte, die dafür benötigten werden, sind zu-
nehmend knapp. Es steht viel auf dem Spiel: Gelingt der Um-
bau insbesondere der energieintensiven Produktionsanlagen 
nicht, könnte zum einen die ökologische Transformation schei-
tern und zum anderen eine De-Industrialisierung mit dem Ver-
lust guter industrieller Arbeitsplätze die Folge sein.

Dabei müssen gigantische Investitionsvolumina sowie öffent-
liche Förderprogramme finanziert werden. Um in Europa ins-
gesamt den sozial-ökologischen Wandel voranzutreiben, sind 
die EU-Fiskalregeln zu reformieren. Das Vorhaben droht zu 
scheitern, wenn es nicht möglich sein sollte, für Investitionsvor-
haben die engen Defizit- und Verschuldungsmöglichkeiten des 
europäischen Fiskalpakts zu überwinden. Die Auseinanderset-
zung darüber wird derzeit vor allem zwischen Frankreich und 
Deutschland geführt. Die Transformation ist nur zu schaffen, 
wenn die Finanzierung privater und öffentlicher Investitio-
nen in ausreichendem Maße ermöglicht wird. Auch in 
Deutschland kann die Einhaltung der schwarzen Null beim 
gleichzeitigen Verbot von jeder Steuererhöhung zu ernsthaften 
Finanzierungsproblemen führen.

So wichtig eine politische und finanzielle Flankierung des 
Umbaus ist, so problematisch ist die Gefahr eines Null-Sum-
men-Spiels, wenn sich die Förderprogramme der USA und 

„Ein großer Teil der europäischen Industrie basiert auf sehr 
billiger Energie aus Russland, auf sehr billiger Arbeitskraft 
aus China und auf hochsubventionierten Halbleitern aus 
Taiwan, … Europa ist nicht naiv gewesen bei diesen Risiken, 
sondern gierig. … Europa muss seinen Handel diversifizie-
ren und höhere Preise in Kauf nehmen. Das Recycling muss 
ausgebaut werden. Zahlen müssen für diese Veränderungen 
letztlich die Verbraucher.“

Margarete Vestager
EU-Kommissarin für Wettbewerb

(Handelsblatt, 25. Mai 2022)
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der EU gegenseitig ausspielen. So könnte es eine Wiederbele-
bung des ‚Race to the Bottom‘ mit umgekehrtem Vorzeichen ge-
ben, also eines Unterbietungswettbewerbs, der sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten auf die Reduktion der Unternehmens-
steuern bezog und im Jahr 2021 mit der Einigung auf die globa-
le OECD-Mindeststeuer zumindest eingebremst wurde. Denn 
der Unterbietungswettbewerb könnte nun von einem Überbie-
tungswettbewerb bei der Subventionierung von High-Tech-
Standorten abgelöst werden. Ziel muss ein ‚positive-sum game‘ 
sein durch Kooperation mit den Verbündeten. Denn sonst kön-
nen Wohlstandsverluste insbesondere im Lebensstandard der 
Beschäftigten folgen, weil diese auch Konsumenten sind und 
die höheren Preise bezahlen müssen (Kamin/Kysar, 2023). 

Europa muss im geopolitischen Machtkampf seine eigene 
Rolle finden und diese auch selbstbewusst vertreten. Sonst 
droht es im Machtkampf zwischen der USA und China zerrie-
ben zu werden. Diese Rolle sollte stark auf Kooperation ausge-
richtet sein, um eine weitere Zuspitzung einer Blockkonfronta-
tion zu verhindern. Nur mit Kooperation können die globalen 
ökologischen Probleme gelöst werden, nur mit Kooperation 
kann auch ein Subventionswettlauf eingebremst werden. Das ist 
auch der einzige Weg, um wechselseitigen exterritorialen Sank-
tionen der USA und Chinas zu entgehen, die Europa ökono-
misch in eine schwierige Lage bringen würden. Mit Kooperati-
on lässt sich eine Fragmentierung der Weltwirtschaft verhin-
dern und stattdessen ein gezieltes De-Risking umsetzen.
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